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Referat: 
Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Kalkulation einer ambulanten zahnärztlichen Implantatver-
sorgung für ausländische Patienten in einer deutschen Universitätsklinik am Beispiel Schweizer Pati-
enten. 
Das Schweizer Gesundheitssystem unterscheidet sich in der zahnärztlichen Versorgung in ganz er-
heblichem Umfang von den Regelungen in Deutschland. Nur wenige ambulante zahnärztliche Leis-
tungen, die sich im Wesentlichen auf die Tumorbehandlung oder unfallbedingter Kieferoperationen 
beschränken, sind im Versicherungsumfang der obligatorischen Krankenversicherung enthalten. Dar-
über hinausgehende Leistungen, wie beispielsweise die der Implantologie und Prothetik müssen aus 
eigenen finanziellen Mittel des Patienten finanziert oder zusätzlich privat versichert werden. Diese 
Zusatztarife sehen unterschiedliche Eigenbeteiligungssätze (von 20% bis 50%) vor und decken i. d. R. 
die Kostenübernahme nur bis zu bestimmten jährlichen Höchstbeträgen ab.  
Auf Basis einer exemplarischen Deutschen und Schweizer Kostenkalkulationsgegenüberstellung wird 
vor dem Hintergrund betriebswirtschaftlich und medizinisch sinnvoller Verfahrensweisen erörtert, wel-
che Optionen und Rahmenbedingungen für eine Behandlung dieser Patienten in der Poliklinik für 
Mund-, Kiefer- und Plastischen Gesichtschirurgie (MKG Chirurgie) des Universitätsklinikums Leipzig 
denkbar sind und wie sich die Kosten zusammensetzen. 
Als Ergebnis ist festzuhalten, dass sich die Behandlung von Schweizer Patienten in der MKG Chirur-
gie Leipzig wirtschaftlich darstellen lässt. Die Umsetzung ist von der Bereitschaft der Privatkranken-
kassen der Schweiz abhängig, einen Rahmenvertrag abzuschließen, auf dessen Basis die Abrech-
nung ermöglicht wird. 
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ATSG  Allgemeiner Teil des Sozialversicherungsrechtes (Schweiz) 
AZ  Aktenzeichen 
BAG  Bundesamt für Gesundheit (Schweiz) 
CHF  Schweizer Franken 
D-A-CH  Deutschland, Österreich, Schweiz  
DVKA  Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung-Ausland 
EDA   Eidgenössisches Department für auswertige Angelegenheiten  
EDI  Eidgenössisches Department des Inneren 
EFTA  European Free Trade Association 
EWR  Europäischer Wirtschaftsraum 
F&W  Führen und Wirtschaften (Ztg) 
GKV  Gesetzliche Krankenversicherung (Deutschland) 
GOZ  Gebührenordnung für Zahnärzte (Deutschland) 
H+R  Hin- und Rückreise 
i.R.  im Rahmen 
IHK  Industrie- und Handelskammer 
KLV  Krankenpflege-Leistungsverordnung (Schweiz) 
KU  Krankenhaus Umschau (Ztg.) 
KVG  Krankenpflegeversicherung (Schweiz) 
LEJ  Leipzig 
MKG Chirurgie  Klinik und Poliklinik für Mund-, Kiefer- und Plastische Gesichtschirurgie 
NJW  Neue Juristische Wochenschrift 
o.g.  oben genannt 
p.a.  per anno (auf das Jahr bezogen) 
SGB  Sozial Gesetzbuch (Deutschland) 
SNB   Schweizer Nationalbank 
SRF  Schweizer Radio und Fernsehen 
SUVA  Standardtarif der Schweizerischen Zahnärzte-Gesellschaft 
SSO  Tarif der Schweizerischen Zahnärzte-Gesellschaft: 
  Société  Suisse d ́Odonto-Stomatologie 
SVP  Schweizerische Volkspartei 
TP  Taxpunkte 
UKG  Universitätsklinika-Gesetz 
UZM  Universitätszahnmedizin 
ZRH  Zürich 
 
Seite 8 von 95 
Vorwort 
 
Die vorliegende Arbeit übernimmt in weiten Teilen die in der Schweiz übliche Terminologie und 
Schreibweise bei der Beschreibung der rechtlichen Grundlagen und Darstellung der Versicherungsof-
ferten. 
 
Auf eine Übersetzung in die neue deutsche Schreibweise wurde im Hinblick auf die korrekte Zitierwei-
se und zutreffende Wiedergabe verzichtet. Hinweise zu vergleichbaren deutschen Regularien sind als 
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1. Rechtliche Grundlagen zur Behandlung ausländischer Pati-
enten in Deutschland 
Aspekte der Versorgung ausländischer Patienten im deutschen Gesundheitssystem sind vielfach Ge-
genstand wissenschaftlicher Abhandlungen, genauso wie Fragen der somatisch medizinischen Be-
handlung deutscher Patienten im Ausland. Zunächst ist zwischen Patienten der Europäischen Union 
(EU) und Patienten außerhalb der EU zu unterscheiden.  
Für EU-Patienten sind die Ausführungen der Richtlinie 2011/24/EU und die Konkretisierung mit der 
Durchführungsverordnung 2012/52/EU zu berücksichtigen. Die Umsetzung in deutsches Recht erfolg-
te mit § 13 Absatz 4 - 6 SGB V, die Einrichtung der dort vorgeschriebenen nationalen Kontaktstelle am 
25. Oktober 2013 mit § 219d SGB V
1
.Diese ist für die grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung 
in Deutschland zuständig. Sie ist ferner eine Teilorganisation des GKV-Spitzenverbandes, Deutsche 
Verbindungsstelle Krankenversicherung – Ausland (DVKA). 
Außereuropäisch gelten die Regelungen der EU nicht. Entsprechende Verfahren werden direkt zwi-
schen dem zu behandelnden Patienten und dem Krankenhaus vereinbart. Nachdem zunächst arabi-
sche Personen
2
 in Deutschland behandelt wurden, werden zunehmend osteuropäische Patienten 
Kunden bundesdeutscher Kliniken. Zu den nicht EU-Patienten zählen auch Patienten aus der 
Schweiz. Die Behandlung von nicht EU-Patienten ist für ein Krankenhaus im stationären Bereich auf-
grund nicht zu berücksichtigender Budgetanrechnung interessant. Das heißt, dass mit diesen Patien-
ten zusätzliche Erlöse erzielt werden können, die in der Gesamtvereinbarung mit den Kostenträgern 
der gesetzlichen Krankenversicherungen außen vor bleiben.  
Neben sprachlichen Hürden (z. B. Dolmetscherdienste), kulturellen Besonderheiten der Inanspruch-
nahme (z. B. spezielle Speisen) und organisatorischen Rahmenbedingungen (z. B. Visaangelegenhei-
ten oder die Unterbringung von mitreisenden Angehörigen) wurde die Betrachtung der Patientenver-
sorgung für nicht EU-Patienten bislang bisher nur von sog. Patientenvermittlern mit dem Schwerpunkt 
im stationären Bereich untersucht
3
.  
Eine Präsentation zur Studie Internationaler Patienten in deutschen Kliniken der Fachhochschule 
Bonn-Rhein-Sieg
4
 aus dem Jahr 2007 untersucht, wie  es zu den Patientenkontakten kommt, welche 
Fachabteilungen besonders nachgefragt sind und wie finanzielle Risiken minimiert werden können. 
Diese Studie bezieht sich jedoch auf vollstationäre Krankenhausleistungen. Sie wird mangels Vorlie-
                                                     
1
 Vgl. http://www.eu-patienten.de/de/rechtsquellen/rechtsquellen.jsp 
2
 Vgl. Entscheidung des LG Kiel vom 28.10.2011 (8 O 28/11) zur Zahlung von „Kopfprämien“, Die Ansprüche des Vermittlers 
auf Grund eines Maklervertrages sind gemäß § 138 Abs.1 BGB sittenwidrig und damit nichtig. Zur Umgehung dieser Nichtigkeit 
werden heute keine Maklerverträge mehr abgeschlossen. Branchenintern ist davon auszugehen, dass die Verträge zur Beglei-
tung ausländischer Patienten und die darin enthaltenen Übersetzungsleistungen diese ersetzen. vgl.  auch OLG Hamm, in NJW 
1985, S. 679 ff. 
3
 Vgl. DIE ZEIT Nr. 16 / 2003 DIE KRANKENSCHLEPPER oder DER SPIEGEL(46/2013) Der russische Patient S. 50ff 
4
 Vgl. Juszczak, (2007) J., Internationale Patienten in deutschen Kliniken, Präsentation zur Studie der Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg, Sankt Augustin. 
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gen vergleichbarer Daten
5
 im ambulanten zahnärztlichen Bereich hilfsweise für die weiteren Überle-
gungen und die Diskussion der Fragestellung zum besseren Verständnis des Marktes und seiner Pro-
zesse vorab auszugsweise als Exkurs dargestellt. 
Exkurs „Internationale Patienten in deutschen Kliniken“ 
Die Top 10 der stationären ausländischen Patienten für das der Studie zugrunde liegende Erhebungs-
jahr 2007 ergibt den 7. Rang für Patienten aus der Schweiz. Dies zeigt, dass die Überlegungen zum 
Angebot medizinischer Leistungen für Schweizer eine gewisse Relevanz besitzt. 
 
Abbildung  1 Herkunft ausländischer Patienten 
 
Die Aufteilung der „Top 5 Fachabteilungen“ weist nur vollstationäre Kliniken aus
6
. Dementsprechend 
gibt es kein Ranking für die ambulante Zahnheilkunde der MKG Chirurgie. Es ist davon auszugehen, 
dass die ambulante zahnmedizinische Behandlung zwar für die Poliklinik der MKG Chirurgie, jedoch 
nicht für das gesamte Krankenhaus eine Bedeutung erlangen kann.  
 
                                                     
5
 Verfügbare Daten des Universitätsklinikums Aachen im Tagungsband der Konferenz Medizintourismus, Juszcak, J.,  a.a.O, 
S.56 beziehen sich aus dem Kontext der Darstellung auf den stationären Anteil (3%) für kieferchirurgischer Patienten. Eine 
Unterteilung in ambulant und stationär erfolgt nicht.   
6
 Mehrfachnennungen in allen Grafiken möglich, Angaben in Prozent. 
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Abbildung  2 Übersicht der in Anspruch genommenen Fachabteilungen 
Ferner wird ausgeführt, dass im Jahr 2007 für ausländische Patienten die Patientenvermittler und 
Dolmetscher wichtige Kooperationspartner waren. Klassischen Kommunikationswege über spezielle 
Reiseveranstalter und Anzeigen bzw. Berichterstattung in Printmedien werden für den Weg nach 
Deutschland wahrgenommen. Es ist davon auszugehen, dass letztere Kommunikationswege zwi-
schenzeitlich durch Soziale Medien (z. B. Facebook) und Internetpräsenzen
7
 ergänzt bzw. ersetzt 
wurden.   
 
 
Abbildung  3 Kommunikationsweg für ausländische Patienten 
 
 
                                                     
7
 z. B.  http://www.leading-medicine-guide.de 
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Abbildung  4 Kontakt- und Kooperationspartner für ausländische Patienten 
Die Umsätze bei stationären Aufenthalten sind mit denen der ambulanten zahnmedizinischen Behand-
lung nicht vergleichbar. Hilfsweise und zur Vollständigkeit der Informationen  werden die Auswertung 
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Abbildung  6 Absicherung des Ausfallrisikos 
 
Im stationären Bereich wird zum Ausgleich von wirtschaftlichen Risiken üblicherweise ein Zuschlag in 





 entfallen, die grundsätzliche Gesundheitsversorgung der Schweiz kei-
nen Anlass für zusätzlich zu berücksichtigende medizinische Risiken erkennen lässt und ökonomische 
Wagnisse bei Einhaltung der Kostenübernahmeverfahren weitgehend entfallen können, kann auf die 
Berücksichtigung dieser Aspekte verzichtet werden.  
Exkurs Ende 
 
Erkenntnisse zu Studien und wissenschaftlichen Betrachtungen der Behandlung ambulanter zahnärzt-
licher Patienten im Ausland finden sich ferner nur in den Ausführungen von Klar (2012)
10
. Er hat sich 
in einem gemeinsamen Projekt mit den universitären Zahnkliniken in Budapest zur Inanspruchnahme 
zahnärztlicher Leistungen ausländischer Patienten in Ungarn beschäftigt
11
. Hierbei wird deutlich, dass 
für Patienten primär ökonomischen Gründe an erster Stelle stehen, gefolgt von Aspekten der Warte-




                                                     
8
 Lt. Untersuchung der Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg beträgt die Höhe des Zuschlags durchschnittlich 20% für erhöhte 
medizinische Risiken, für ökonomische Risiken durchschnittlich 10% und für den erhöhten Aufwand (Sprachprobleme, etc.) 
durchschnittlich 15% , vgl. Juszczak, a.a.O.   
9
 Vgl. Zimmermann, E., a.a.O. 22,  
10
 Weitere recherchierte, jedoch nicht einschlägige und damit nicht weiter berücksichtigte Literatur ist im Literaturverzeichnis 
nachrichtlich angegeben. 
11
 Vgl. Klar, Andreas; (2012) S. 47f  „Nationale Rechtsvorschriften in Deutschland und S. 158 ff, Kap.5 Empirische Zielortanaly-
se: Internationale Zahnpatienten in Ungarn 
12
 Vgl. Klar, a.S.52 Tabelle 2.4 Übersicht der Gründe für Auslandsbehandlungen und S. 182 ff Abbildung 5.4. 
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Abbildung  7 Gründe für die Auslandsbehandlung 
 
Die Übertragung der Kriterien der Untersuchungen von Klar (2012) führt zu dem Ergebnis, dass sich 
insbesondere Schweizer Patienten im Grenzbereich zu Deutschland von deutschen Zahnärzten ver-
sorgen lassen. Dem entspricht auch die eigene Wahrnehmung des Autors; wobei insbesondere finan-
zielle Anreize die Hauptmotivation für den Besuch des deutschen Zahnarztes zu sein scheinen.
13
 
Im Gegensatz zu den Rahmenbedingungen der o. g. Untersuchung in Ungarn ist ergänzend zu be-
rücksichtigen, dass die Schweiz nicht Mitglied der EU ist und die Regelungen zur Personenfreizügig-
keit dort nicht automatisch gelten. Regelungen zur Personenfreizügigkeit zwischen der EU und der 
Schweiz sind in bilateralen Verträgen geregelt
14
. Dementsprechend sind die EU-Grundfreiheiten
15
 und 
insbesondere die bei Klar (2012) gegebene Dienstleistungsfreiheit innerhalb der EU Gesundheitsver-
sorgung
16
 nicht vorauszusetzen. Erschwerend ist ferner zu beachten, dass das bilaterale Versiche-
rungsabkommen von 1989 grenzüberschreitende Dienstleistungen in den Systemen der sozialen Ver-
sicherungen ausschließt.   
                                                     
13
 Der Autor lebte bis zum 28. Lebensjahr in Konstanz.  
14
 vgl. Eidgenössisches Department für auswertige Angelegenheiten, a.a.O S.2ff. Basis der bilateralen Verträge sind die Verein-
barungen zu Freihandelsabkommen der EU mit Nicht-EU-Staaten (EFTA), welche die damalige Europäische Gemeinschaft ab 
1972 verhandelte. Die Schweiz hat im Mai 1992 entsprechende Abkommen unterzeichnet.   
15
 Vgl. konsolidierte Fassung des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft (2002), Artikel 23-31, 39-48, 49-55 und 56-60 
16
 Vgl. Sieveking (2007), S. 35 zur Rechtssache C – 157/99 („Geraets-Smits/Peerbooms“) vom 12.7.2001 
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2. Einführung 
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Frage, welche Dienstleistungen die ambulante zahn-
ärztliche Behandlung in der Poliklinik für Mund-, Kiefer- und Plastischen Gesichtschirurgie  für auslän-
dische Patienten erbringen und abrechnen kann. Stellvertretend wird die Fragestellung am Beispiel 
der Schweiz erörtert. Im Hinblick auf nicht vorhandene Sprachbarrieren im deutschsprachigen Raum 
und vergleichbarer Qualität der zahnmedizinischen Versorgung (D-A-CH) bietet sich das Schweizer 
Versicherungssystem mit seinem sehr hohen Anteil privat versicherter Patienten, aus primär finanziel-
len Erwägungen zu untersuchen an.  
Aus den bislang vorliegenden statistischen Erhebungen des Statistischen Landesamtes des Freistaa-




Die Schweizer Regelungen zu Leistungen der Krankenversicherung werden durch das Eidgenössi-
sche Department des Inneren (EDI) in der Krankenpflege-Leistungsverordnung
18
 geregelt. Im 5. Kapi-
tel „Zahnärztliche Behandlungen“ werden in Art. 17 die Versicherungsleistungen bei Erkrankung des 
Kausystems dargestellt. In Art. 18 werden die Allgemeinerkrankungen der zahnärztlichen Behandlung 
und in Art. 19 die Kostenübernahme durch die Versicherung der zahnärztlichen Behandlung, die zur 
Unterstützung und Sicherstellung der ärztlichen Behandlung notwendig sind, beschrieben.  
Die Leistungen der gesetzlich obligatorischen  Versicherung
19
 umfassen nur schwere Leiden der Zäh-
ne, Erkrankungen des Blutsystems und Stoffwechselerkrankungen, die sich auf Zähne auswirken 
sowie weitere schwerwiegende Erkrankungen des Kiefers. 
Darüber hinausgehende zahnärztliche Leistungen sind nicht Bestandteil dieser obligatorischen Versi-
cherung. Dazu zählen Zahnextraktion und Zahnerhaltung ebenso wie die Einbringung von Implanta-
ten. Diese Behandlungen müssen zusätzlich und privatrechtlich versichert werden. Hierzu bieten die 
privaten Krankenversicherungen eine Vielzahl von verschiedenen Policen mit unterschiedlichen Versi-
cherungsinhalten an. 
Die Leistung der Schweizer Zahnärzte wird nach einem Leistungstarif
20
 abgerechnet, der ähnlich wie 
die deutsche Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) aus einem Punktwert bzw. Punktwertkorridor 
und einer dazu gehörenden Kurzbeschreibung besteht. Gegenstand der Verhandlung der Interessen-
vertretung der Zahnärzte, der Schweizerische Zahnärzte-Gesellschaft (SSO) mit den Krankenversi-
cherungen ist die Verhandlung des maximalen Punktwerts, welcher im Jahr 2016 bei Privatpatienten 
bei bis zu CHF 5,80 / Punkt liegt
21
. Da allein eine Befundaufnahme 8 bis 11 Punkte ausweist, wird 
deutlich, auf welchem Kostenniveau die Schweizer Zahnärzte arbeiten und welche Kosten für Privat-
patienten bei der Zahnbehandlung anfallen. Die SSO hält einen Stundensatz von CHF 500 für ge-
                                                     
17
 Die dortigen Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf die stationäre Behandlung und berücksichtigen die Behand-
lungsprozesse der Polklinik der MKG CHIRURGIE nicht. Vgl. Stat. Landesamt, a.a.O. S. 60ff   
18
 Verordnung des Eidgenössisches Department des Inneren (EDI) über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung vom 29. September 1995, Stand 1. Juli 2014 
19
 Hilfsweise vergleichbar mit der in Deutschland zugelassenen gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), jedoch privatrechtli-
che Versicherungsgesellschaften 
20
 S. Anhang 14.4 
21
 Vgl. www.sso.ch, Stichwort: Zahnarzt-Tarif 
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rechtfertigt.
22
 Diese Einschätzung lässt die Verhaltenshypothese außer Acht, dass „ärztliches Handeln 




Überlegungen, das privatrechtlich organisierte Versicherungssystem zu ändern, wurden vom Schwei-
zer Stimmvolk abgelehnt. Die wahlberechtigte Bevölkerung hat sich am 28.9.2014 per Volksentscheid 
"Für eine öffentliche Krankenkasse" mit 61,8 % dafür ausgesprochen,
24
 die pluralistische Vielfalt der 
privaten Krankenversicherung beizubehalten und nicht durch eine Einheitsversicherung zu ersetzen. 
Damit wird es auch in Zukunft 61 zugelassene private Krankenversicherungen in der Schweiz geben, 
die im Wettbewerb zueinander stehen. 
 
                                                     
22
 Siehe www.sso.ch; Stichwort „Transparenz beim Zahnarzt“ 
23
 Amelung, a.a.O. S. 139, Vergütungssystem - Grundlagen 
24
  Vorlage Nummer 586, vorläufige amtliche Endergebnis der Volksinitiative vom 23.5.2012 gemäß Veröffentlichung der 
Schweizer Bundeskanzlei; Internet: http://www.admin.ch/ch/d/pore/va/20140928/det586.html 
 
Seite 17 von 95 
3. Grundlage 
In den folgenden Ausführungen wird das Schweizer Versicherungssystem für den Leistungsbereich 
der Zahnmedizin dargestellt. 
3.1 Schweizer Versicherungssystem 
Die Grundlage für die Bestimmungen des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechtes (ATSG) 
stützt sich auf Ausführungen im Art. 117 ff der Bundesverfassung (Kranken- und Unfallversicherung, 
Medizinische Grundversorgung).  
Dem Bundesamt für Gesundheit (BAG) obliegt mit rund 600 Mitarbeitern die Zuständigkeit „für die 
Gesundheit der Schweizer Bevölkerung und für die Entwicklung der nationalen Gesundheitspolitik“.
25
 
Die zum Eidgenössischen Department des Inneren (EDI) gehörende Behörde ist für die Umsetzung 
der in der Schweizer Bundesverfassung beschriebenen Ausführungen zur Kranken- und Unfallversor-
gung und zur medizinischen Grundversorgung zuständig.
26
 
Im Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KGV) ist geregelt, dass die soziale Krankenversiche-
rung eine obligatorische Krankenpflegeversicherung und eine freiwillige Tagegeldversicherung um-
fasst
27
. Versicherungspflichtig sind alle mit Wohnsitz in der Schweiz gemeldeten Personen
28
. Die 
Auswahl des Versicherers obliegt dem Versicherungspflichtigen. Die Versicherer sind verpflichtet, die 
in ihrem örtlichen Tätigkeitsbereich wohnenden Personen aufzunehmen.
29
  
3.2 Zahnärztliche Leistungen der obligatorischen Krankenversicherung 
Die Leistungen der zahnärztlichen Behandlung umfassen die Kosten, “wenn diese: 
 
a.  durch eine schwere, nicht vermeidbare Erkrankung des Kausystems bedingt ist; oder 
b. durch eine schwere Allgemeinerkrankung und ihre Folgen bedingt ist; oder 














 Vgl. Bundesverfassung der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999, Stand 18. Mai 2014 
27
 Vgl. Art 1 KGV 
28
 Vgl. Art 3 KGV 
29
 Vgl. Art 4 KGV 
30
 Art 31 Abs. 1KGV 
31
 Vgl. Art 31. Abs.2 KGV 
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3.3 Zulassung zur Leistungserbringung 
Zahnärzte und Zahnärztinnen sind durch die Gleichstellung mit Ärzten und Ärztinnen
32
 dem Perso-
nenkreis zuzuordnen, die als Leistungserbringer „Tätigkeiten zulasten der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung“
33
 erbringen.  
3.4 Kostenübernahme und Abrechnung 
Die Kostenübernahme wird durch einen Voraussetzungsvorbehalt in Art. 32 KGV eingeschränkt. Da-
nach ist eine Kostenübernahme nur dann vorgesehen, wenn deren Wirksamkeit mit wissenschaftli-
chen Methoden nachgewiesen wird, darüber hinaus müssen die vorgesehenen Maßnahmen zweck-
mäßig und wirtschaftlich sein.
34
 
Zur Behandlung hat jeder Versicherte eine Versichertenkarte vorzulegen, die ihn als Mitglied der obli-
gatorischen Krankenpflegeversicherung ausweist.
35
 Die Versicherten erhalten grundsätzlich eine 
transparente Rechnung und beteiligen sich sowohl durch den Jahresbeitrag der Versicherung als 
auch mit einem Selbstbehalt von 10 % 
36
 an den Behandlungskosten.
37
 
3.5 Zahnärztliche Leistungen außerhalb der obligatorischen Krankenversicherung 
In negativer Abgrenzung zu den in Art. 31 KGV geregelten Leistungen sind alle dort nicht aufgeführten 
Behandlungen, wie z. B. die Befundaufnahmen, Zahnentfernungen, provisorische- oder Amalgamfül-
lungen bis hin zur Wurzelbehandlung eigenverantwortlich privatrechtlich zu versichern.  
Dies umfasst deutlich mehr Leistungen
38
 als die, die (noch) in Deutschland von der gesetzlichen 
Krankenversicherung gezahlt werden. Dazu zählen auch Leistungen für Kinder bei Zahnstellungskor-
rekturen.  
 
                                                     
32
 Vgl. Art 36 Abs. 3 KGV 
33
 Art 35 Abs.1 KGV 
34
 Vgl. Art. 32 Abs.1 KGV 
35
 Vgl. Art 42 KGV. 
36
 In Abhängigkeit verschiedener Hausarztmodelle mit unterschiedlichen Obergrenzen 
37
 Vgl. Art 42 und Art. 64 Abs. 2 Satz b 
38
 Vgl. Aufstellung „ Zahnarzttarif“ der SSO im Anhangs 14.4 
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4. Versicherungsgesellschaften 
Im Folgenden wird ein Überblick über die Versicherungsanbieter und sodann bei ausgewählten Ge-
sellschaften eine Darstellung über die Versicherungsprodukte für ambulante zahnmedizinische Leis-
tungen gegeben. 
4.1 Zugelassene Krankenversicherungen 
Gemäß der Aufstellung des Bundesamtes für Gesundheit
39
 ergibt sich mit Datenstand vom 16.9.2014 
zum 31.12.2013 ein Bestand von insgesamt 61 privaten Krankenversicherungen, die alle obligatori-
sche gesetzlichen Leistungen und zusätzliche private Zahnarztversicherungen mit abdecken. Weitere 





CSS Kranken-Vers. AG 843.547   
ASSURA 655.217   
SWICA Krankenversicherung AG 628.658   
Helsana Versicherungen AG 579.116   
CONCORDIA  AG 541.690   
Visana AG 445.448   
Mutuel Assurance Maladie SA 426.591   
KPT Krankenkasse AG 373.943   
Sanitas Grundversicherungen AG 323.503   
Philos Assurance Maladie SA 307.037   
Avenir Assurance Maladie SA 212.233   
Easy Sana Assurance Maladie SA 210.232   
Avanex Versicherungen AG 203.063   
Sansan Versicherungen AG 199.471   
Progrès Versicherungen AG 183.487   
EGK Grundversicherungen 178.521   
                                                     
39
 Vgl. „Verzeichnis der zugelassenen Krankenversicherer“ Stand 1.10.2014. 
 Internet: www.bag.admin.ch/themen/krankenbersicherung/00295/11274 . Nachrichtlich: Während der Bearbeitungszeit dieser 
Dissertation hat sich eine kleine, jedoch nicht keine signifikante Veränderung der Anzahl der Krankenversicherer ergeben. Per 
1.1.2016 weist das Verzeichnis der zugelassenen Krankenversicherer 65 Gesellschaften aus.  
40
 Nur Leistungen nach Art. 68 Abs. 2 KVG (Tagegeld) werden von folgenden Krankenversicherung erbracht: Bildende Künst-
ler/Innen, Fenaco- Mitgliedgenossenschaften, Gewerbliche, Hotela, Metallbaufirmen und Ville de Neuchậtel  
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Name Versicherte 
Wincare Versicherungen AG 176.090   
Intras Kranken-Versicherung AG 174.792   
Atupri 172.291   
ÖKK 151.412   
Vivao Sympany AG 139.627   
Arcosana AG 136.346   
Agrisano Krankenkasse AG 107.074   
sana24 AG   60.254   
PROVITA Gesundheitsversicherung AG   56.639   
SUPRA   51.672   
Sanagate AG   45.734   
innova Krankenversicherung AG   39.411   
Aquilana Versicherungen   39.136   
Compact Grundversicherungen AG   35.082   
sodalis gesundheitsgruppe   34.763   
Kolping Krankenkasse AG   20.631   
Krankenkasse Luzerner Hinterland   20.461   
Sumiswalder Krankenkasse   19.471   
KLuG Krankenversicherung   14.978   
KRANKENKASSE SLKK   14.847   
GALENOS Kranken- und Unfallversicherung   13.005   
AMB   10.953   
vivacare AG   10.203   
Rhenusana     9.589   
Krankenkasse Birchmeier     8.772   
KK Wädenswil     8.625   






Seite 21 von 95 
Name Versicherte 
AGILIA Krankenkasse AG   7.563   
Moove Sympany AG   7.483   
Glarner Krankenversicherung   6.124   
kmu-Krankenversicherung   6.106   
vita surselva   4.232   
Krankenkasse Visperterminen   4.207   
Krankenversicherung Flaachtal AG   3.648   
Kranken- und Unfallkasse Einsiedeln   3.596   
Krankenkasse Steffisburg   3.559   
Publisana   3.342   
Cassa da malsauns Lumneziana   2.559   
sanavals Gesundheitskasse   2.462   
maxi.ch Versicherungen AG   2.461   
Krankenkasse Stoffel Mels KKS   1.678   
Krankenkasse Simplon      971   
Krankenkasse Institut Ingenbohl      806   
Krankenkasse Turbenthal      396   
Krankenkasse Zeneggen      172   
  
Abbildung  8 Aufstellung Schweizer Krankenversicherungen 
 
Seite 22 von 95 
4.2 Ausgewählte Versicherungen 
Die Durchführung einer ABC Analyse
41
  ergibt, dass bereits über 25 % der Versicherten bei nur drei 
Gesellschaften, 50 % der Versicherten bei nur sieben Gesellschaften und 75 % der Versicherten bei 







CSS Kranken-Vers. AG 843.547   
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Philos Assurance Maladie SA 307.037   
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Abbildung  9 ABC-Analyse der Krankenversicherungen 
 
Um einen Überblick über die Versicherungsprodukte zu erhalten, werden im Folgenden die drei mit-
gliederstärksten Versicherungen, die CSS Kranken-Versicherung AG, die ASSURA und die SWICA 
Krankenversicherung AG stellvertretend für die Versicherungsprodukte aller Versicherungsgesell-
schaften betrachtet. Die Ausführungen wurden den jeweils im Internet hinterlegten Versicherungsbe-
dingungen mit Stand Dezember 2014 entnommen und im Mai 2016 auf Aktualität überprüft. Es wer-
                                                     
41
 Die  ABC Analyse ist ein betriebswirtschaftliches Analyse- und ein Ordnungsverfahren. Sie dient dazu, sich auf Wesentliche 
Datensätze zu konzentrieren und diese zu identifizieren. A Datensätze (25%) haben eine hohe Relevanz, B Datensätze (50%) 
eine mittlere Relevanz und C Datensätze (75%) eine untergeordnete Relevanz. Im vorliegenden Fall werden die Datensätze 
nach der Anzahl der Mitglieder je Krankenversicherung absteigend sortiert und zur Klassifizierung in die drei Gruppen 25%, 
50% und 75% kumuliert und eingeordnet. Datenbasis 2012, insgesamt 7.593.357 Versicherte. 
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den die wesentlichen Leistungsbeschreibungen der jeweiligen Versicherungsbedingungen zitiert oder 
mit eigenen Worten wiedergegeben.
42
 
4.2.1 CSS Versicherung 
Die Gesellschaft
43
 wurde im Jahr 1899 in St. Gallen gegründet. Diese Gesellschaft hat heute ihren 
Sitz in Luzern. Die Zahnpflegeversicherung der CSS ist eine Ergänzungsversicherung zur obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung nach dem Bundesgesetz über die Krankenpflegeversicherung 
(KVG). 
4.2.1.1 Leistungsumfang 
Die CSS bezahlt im Nachgang
44
 zu anderen bei der CSS versicherten Leistungen zahnärztliche Be-
handlungen und Verrichtungen bis zu dem Betrag pro Kalenderjahr und dem prozentualen Anteil, die 
auf der Police aufgeführt sind. Die CCS verzichtet darauf, Versicherungsleistungen bei grob fahrlässi-
ger Herbeiführung zu kürzen. 
4.2.1.2 Leistungseinschränkungen 
Dauert der Versicherungsschutz nicht ein volles Kalenderjahr, wird der versicherte Höchstbetrag zeit-
anteilig
45
 reduziert. Leistungen im Ausland erbringt die CSS nur und solange der versicherten Person 
keine Rückkehr in die Schweiz zuzumuten ist. Die CSS bezahlt Leistungen, deren Umfang von der 
versicherten Person nachzuweisen ist, bis zu dem auf der Police allenfalls aufgeführten Betrag und in 
der Höhe, wie sie am schweizerischen Wohnsitz der versicherten Person entstehen würden. 
Für zahnprothetische Behandlungen und Leistungen (wie Kronen, Stiftzähne, Stege, Brücken, Prothe-
sen einschließlich Ergänzungen, Provisorien und Reparaturen) zahlt die CCS frühestens ab dem 
zweiten Versicherungsjahr. Für alle anderen Behandlungen beginnt der Anspruch auf Leistungen im 
siebten Monat nach Versicherungsbeginn. 
Für den Abschluss der Zahnpflegeversicherung wird ein ärztliches Attest verlangt, welches den guten 
Zustand der Zähne bestätigt. Kinder bis zum 3. Altersjahr sind davon ausgenommen; ebenfalls kann 
die Variante 75% max. CHF 2.000 mit oder ohne Zahnattest
46
 abgeschlossen werden. Der Versiche-
rungsanspruch beginnt nach einer Karenzfrist. 
4.2.1.3 Verträge mit Leistungserbringern 
Die CSS behält sich vor, zugunsten der versicherten Person Leistungstarife und andere Leistungsab-
kommen zu vereinbaren. 
                                                     
42
 Detailübersicht im Anhang unter der Gliederungsnummer 14.2 ff 
43
 Im Weiteren kurz „CCS“ 
44
 D.h., dass die Zahnversicherung nur für Versicherte angeboten wird, die auch mit der obligatorischen Krankenversicherung 
bei der CCS versichert sind. 
45
 Im Originaltext: verhältnismäßig 
46
 Sodann teurere Versicherungsprämie bei nicht vorliegendem Zahnattest, vgl. 4.2.1.5. Bonus-Mauls-System 
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4.2.1.4 Konditionen 
Leistungen der Zusatzversicherung „Zahnpflegeversicherung“ decken die Kosten der Zahnbehandlung 
für erbrachte Leistungen wie folgt ab. Der Leistungsumfang beträgt je Kalenderjahr 75%, jedoch ma-
ximal CHF 2.000 des vom Zahnarzt in Rechnung gestellten Betrags. Der Versicherungsumfang um-
fasst damit die  




 75% der Kosten von zahnprothetischen Behandlungen (Kronen, Stiftzähne, Implantate, Stege, 
Brücken, Teil- oder Vollprothesen), Provisorien und Reparaturen, jedoch maximal CHF 1.000 
p. a.  
 Die Kosten von Kontrolluntersuchungen und Zahnsteinentfernung, die von einem Zahnarzt 
oder einem unter ärztlicher Kontrolle arbeitenden diplomierten Dentalhygieniker durchgeführt 




Das Bonus-Malus System gliedert sich in 5 Stufen, wobei jede Stufe einem bestimmten Prozentsatz 
der im Tarif angeführten Prämie entspricht. Bezieht die versicherte Person während eines Jahres kei-
ne Leistungen (Beobachtungsdauer vom 01.09. bis 31.08.), erhöht sich der Bonus um jeweils eine 
Stufe, die Karenzfrist wird bei der Festlegung der Bonusstufe angerechnet. 
 
Bonusstufe Prämienstufe in % 
1    140 
2    120 
3    100 
4     80 
5      60 
 
Bei einem Abschluss „ohne Zahnattest“ wird die versicherte Person in die Bonusstufe 1 eingeteilt, bei 
einem Abschluss mit Zahnattest erfolgt eine Einteilung in die Bonusstufe 4. 
 
Hat die CSS in einem Jahr Leistungen bis einschließlich CHF1.500 vergütet (Beobachtungszeitraum 
vom 01.09. bis 31.08.), so reduziert sich der Bonus um eine Stufe, wurden Leistungen von mehr als 
CHF 1.500 vergütet, so reduziert sich der Bonus um zwei Stufen. Leistungen der Dentalhygiene wer-
den nicht angerechnet. 
                                                     
47
 Die Michiganschiene dient der Behandlung von Über- oder /und Fehlbelastungen der Zähne oder Kiefergelenke. Dabei han-
delt es sich um eine prothesenähnliche und dem Zahnbogen angepasste Einlage aus Kunststoff. Häufig wird sie zur Behand-
lung mangelhafter Gebissstellung eingesetzt. Daneben verhindert sie des Nachts erhöhten Abrieb durch Reiben und Pressen 
der Zähne. 
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Das System ist in etwa der Versicherungssystematik deutscher KFZ-Versicherungen ähnlich, bei wel-
chem man ohne Inanspruchnahme allmählich höhere Schadensfreiheitrabatte erhält und bei der Inan-
spruchnahme in teurere Prämienstufen zurückgruppiert wird.  
4.2.2 ASSURA 
Die ASSURA Versicherung wurde 1987 von Jean-Paul Diserens gegründet
48 
und wird in der Rechts-
form einer Stiftung
49
 betrieben. Sie hat ihren Sitz in Pully (Kanton Waadt). Die zahnärztlichen Versi-
cherungsleistungen werden in den Produkten „Denta“ und „Denta Plus“ beschrieben. Leistungen im 
Ausland werden nur durch das Versicherungsprodukt Denta Plus abgedeckt. Da darüber hinaus alle 
anderen Leistungen identisch sind, wird auf eine redundante Darstellung der beiden Versicherungs-
umfänge verzichtet und der Leistungsumfang am Beispiel „Denta Plus“ erläutert. 
4.2.2.1 Leistungen 
Die Versicherung beteiligt sich an den Kosten, welche von einem diplomierten Zahnarzt im Grenzge-
biet
50
 verrechnet werden.  
 
Leistungsübersicht 
 Kontrolluntersuchungen beim Zahnarzt 
 Zahnsteinentfernung bei DentalhygienikerIn 
 Kieferorthopädische Behandlungen 
 
Vergütung der diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen
51
 
 Vergütung (gemäß Tarif SSO-UV/MV/IV) bis zu höchstens 80% eines maximalen Rechnungs-
betrages von CHF 15'000.- pro Jahr 
 Abzug einer Franchise
52
 von CHF 500 oder alternativ gem. Vereinbarung in der Police CHF 
250.- 
 
Vergütung von kieferorthopädischen Behandlungen für Honorare und Apparaturen 
53
  
 bis zum vollendeten 20. Altersjahr, 80% eines maximalen Rechnungsbetrags von CHF 500.– 
pro Versicherungsjahr  
 über mehrere Jahre kumulierbar bis zu CHF 10’000.–, jedoch maximal CHF 500 pro vollende-
tem Versicherungsjahr 
 
 Besondere Vorteile für Kinder 
 Abschluss im Prinzip ohne zahnärztliche Untersuchung 
                                                     
48
 S. http://de.assura.ch/assurance-maladie/portrat 
49
 Vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Assura 
50
 Bei der Versicherung Denta wird die Leistungserbringung auf das Hoheitsgebiet der Schweiz begrenzt. 
51




 z.B. Zahnfehlstellung, Kieferorthopädie 
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 Höhere Kumulierung der gewährten Beträge für die kieferorthopädischen Behandlungen 
 
Vergütung von zahntechnischen Leistungen
54
 





 Ab dem 2. Versicherungsjahr Übernahme von maximal CHF 80.- pro Jahr, ohne Selbstbehalt 
 
Vollnarkose 
Bis zum vollendeten 6. Lebensjahr werden die Kosten einer für die Zahnbehandlung notwendigen, 
medizinisch indizierten Vollnarkose (Zahnfüllungen, Extraktionen und Vitalamputationen der Pulpa) 
übernommen. Maßgebend für die Berechnung der Leistungen ist der Vertragstarif SSO, subsidiär der 
für die obligatorische Krankenversicherung (KVG) gültige Tarif. 
4.2.2.2 Bonus 
Beansprucht der Versicherte während einer Zeitspanne von 5 Jahren keine Leistungen aus der vorlie-
genden Kategorie, werden die festgesetzten Franchisen bei der ersten Behandlung, die der genann-
ten Zeitspanne folgt, nicht erhoben. Davon ausgenommen ist der Pauschalbetrag, der für die Präven-
tion gewährt wird. 
4.2.2.3 Kumulierte Leistungen 
Zur Erweiterung des Leistungsumfangs gibt es die Möglichkeit eine weitere Zusatzversicherung abzu-
schließen. Leistungen aus der Zusatzversicherung „Complementa Extra“ werden zusätzlich zu dem im 
Rahmen der Denta Plus vorgesehenen Betrag von CHF 15.000.- erbracht. In diesem Fall wird die 
Franchise nur einmal erhoben. Die Zusatzversicherung
56
 schließt jedoch ausdrücklich Leistungen der 




4.2.3 SWICA Krankenversicherung AG 
Die SWICA Krankenversicherung wurde durch den Zusammenschluss der vier Krankenversicherun-
gen OSKA, ZOKU, SBKK und Panorama im Jahr 1992 gegründet. Sie hat ihren Sitz in Winterthur, 
Kanton Zürich. Die zahnärztlichen Leistungen der SWICA Krankenversicherung werden durch den 
Versicherungstarif „DENTA“ abgedeckt.  
 
                                                     
54
 Anfertigung von Kronen, Brücken und Prothesen 
55
 Kontrolluntersuchung und Zahnsteinentfernung 
56
 ASSURA: Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Zusatz-Krankenversicherung gem. VVG ( mit subsidiärer Unfallde-
ckung), Ausgabe 07.2015 
57
 Die Zusatzversicherung wird für die weitere Diskussion nicht berücksichtigt. 
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4.2.3.1 DENTA 
In Abhängigkeit der gewählten Versicherungsvariante und Leistungsinhalten bezahlt die SWICA zwi-




 zahnärztliche Behandlungen 
 Zahnstellungskorrekturen 
 
Folgende DENTA-Varianten stehen zur Verfügung: 
 
 Zahnbehandlung und Dentalhygiene       Zahnstellungskorrekturen 
 Stufe 1: 50 % der Kosten, bis CHF    500 p. a.  bis CHF 1.000 p. a. 
 Stufe 2: 50 % der Kosten, bis CHF 1.000 p. a.  bis CHF 2.000 p. a. 
 Stufe 3: 75 % der Kosten, bis CHF 1.500 p. a.  bis CHF 3.000 p. a. 
 Stufe 4: 75 % der Kosten, bis CHF 2.000 p. a.  bis CHF 4.000 p. a. 
 
Zahnstellungskorrekturen bei Kindern und Jugendlichen werden bis zum vollendeten 25. Altersjahr 
von der SWICA mit dem doppelten Betrag der versicherten Summe berücksichtigt. 
 
DENTA ist ein Versicherungsprodukt für die gesamte Familie. Sie deckt Leistungen der Dentalhygie-
ne, der Zahnbehandlungen sowie mit doppeltem Betrag Zahnstellungskorrekturen ab. 
4.3 Zwischenergebnis Tarifauswertung 
Die Auswertung des Versicherungsangebotes zeigt, dass die Versicherungsleistungen sowohl in der 
Höhe der maximal übernommenen Kosten, als auch in einem anteiligen prozentualen Maximalwert 
begrenzt sind. Die in Deutschland gegebene Übernahme eines Festbetrages ist nicht vorgesehen. 
Dies bedeutet, dass grundsätzlich davon auszugehen ist, dass der Schweizer Versicherte stets von 
der Zahnarztrechnung einen Eigenanteil von 20% bis 50% selber zu bezahlen hat. Möchte der Versi-
cherte den Versichertenumfang erhöhen, so gibt es Versicherungsprodukte, die dies zusätzlich abde-
cken. Jedoch ist davon auszugehen, dass damit eine Erhöhung der jährlichen Versicherungsprämie 
verbunden ist 
Die der vorliegenden Arbeit zugrunde liegende Überlegung, die ambulante zahnärztliche Behandlung 
in Deutschland könnte eine wirtschaftliche Alternative gegenüber der Behandlung in der Schweiz sein, 
ist im Hinblick auf die Eigenbeteiligung des Patienten grundsätzlich positiv begründbar. Darüber hin-
aus kann bei einer kostengünstigeren Behandlung die Möglichkeit bestehen, Kosten des Versiche-
rungsumfangs zu reduzieren und damit Versicherungsbeiträge zu sparen. 
Der Nutzen der Versicherungsgesellschaft bei einer Kooperation mit einer deutschen Zahnklinik läge 
darin, die Kosten für die ambulanten zahnärztlichen Leistungen zugunsten der Versicherten zu redu-
zieren und damit den Versicherten attraktive Versicherungsangebote anbieten zu können.  
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Gemäß den Ausführungen der Versicherungspolicen ist jedoch die Freizügigkeit zur zahnärztlichen 
Behandlung im Ausland nicht bzw. nur eingeschränkt gegeben.
58
 Die Versicherungsgesellschaften 
sehen in Ihren Vertragsbedingungen die zahnärztliche Behandlung im Ausland nur in den Grenzregio-
nen vor.  Als weitere Öffnungsklausel sehen die Versicherungsbedingungen teilweise vor, dass sich 
die Gesellschaften vorbehalten, mit bestimmten Leistungserbringern Rahmenverträge abzuschließen.  
Überlegungen zum Wettbewerb innerhalb der Schweiz durch die Niederlassung deutscher Zahnärzte 
in der Schweiz werden unbeschadet der rechtlichen Situation
59
 in erheblichem Umfang reglementiert 
und ein Wettbewerb erschwert
60
. Überlegungen zu Veränderungen im Einzugsgebiet oder Verände-
rungen bei einem Markteintritt eines neuen Zahnarztes werden im Sinne einer Marktabschottung zum 
Vorteil des Berufsstandes der Schweizer Zahnärzte und ggf. nicht zum wirtschaftlichen Vorteil für die 
Patienten erschwert.
61
        
Eine Möglichkeit, zur Abrechnung über Schweizer Krankenversicherungen zugelassen zu werden, 
könnte dadurch geschaffen werden, dass die Zahnklinik der Universitätsklinik Leipzig, vertreten durch 
den Vorstand des Universitätsklinikums, eine Zulassung durch einen Rahmenvertrag erhält.  
 
                                                     
58
 Ob diese Einschränkung mit den bilateralen Verträgen der Schweiz mit der EU im Einklang steht, ist eine juristische Frage-
stellung und die Klärung nicht Gegenstand dieser Ausarbeitung.  
59
 Volksabstimmung vom 21. Mai 2000, Annahme des Freizügigkeitsabkommen, Dies regelt, dass sich auch EU-Ärzte um Pra-
xisbewilligungen in der Schweiz bemühen können. EU-Diplome werden den Diplomen der Schweizer Medizinausbildung gleich-
gestellt. Vgl. Newrly, o.a.O. S. 8 
60
 Vgl. Zweifel, a.a.O. S. 86, mit der Einschätzung, dass das Schweizer System starke Anreize zur Korruption eigener  (zum 
Kanton gehörender) Einrichtungen enthält 
61
 Vgl. Fleß, a.a.O. S. 55 ff. In Übertragung der Krankenhausversorgung auf die ambulante zahnärztliche Versorgung, 
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5. Wechselkurs  
Im Vorfeld der weiteren Ausführungen zur Kalkulation muss die Problematik des Wechselkurses im 
Rahmen eines Exkurses dargestellt werden.  
5.1 Exkurs Wechselkurs 
Bei der Behandlung ausländischer Patienten außerhalb des Euro Raumes sind Aspekte des Wechsel-
kurses zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für den Schweizer Franken, dessen Bewertung sich 
in einem hohen Maße nicht an volkswirtschaftlichen Kennzahlen oder Marktmechanismen orientiert, 
sondern Spekulationen des Finanzmarktes ausgesetzt ist.  
5.1.1 Entwicklung  
Bis zur Einstellung von Stützungskäufen zur Sicherstellung des Mindestkurses seit September 2011 
und damit Aufgabe der Kursvorgabe von 1 Euro = 1,20 CHF durch die Schweizer Nationalbank am 
15. Januar 2015
62 
hat sich der Wechselkurs zunächst einer Parität zwischen dem Schweizer Franken 











                                                     
62
 Vgl. M. Daum, Schweizer Franken - Von der Leine gelassen, Zeit online 15.1.2015 
63
 Kaiser, S. a.a.O. Spiegel Online. “Franken-Freigabe: Die Schweiz kapituliert vor dem schwachen Euro“  
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5.1.1.1 Entwicklung CHF in Euro 2015 
Im Laufe des Jahres 2015 wurde der Schweizer Franken sodann wieder etwas stärker bewertet, so-





Abbildung 11Wechselkursentwicklung Gesamtjahr 2015 
5.1.1.2 Entwicklung CHF in Euro 2016 
In den ersten Monaten des Jahres 2016 kam es jedoch wieder zu einer Aufwertung des Euro, sodass 





Abbildung 12 Wechselkursentwicklung 6 Monate ab Dezember 2015 
5.1.2 Auswirkungen 
Volkswirte gehen davon aus, dass der Schweizer Franken überbewertet ist und Spekulationen unter-
liegt. Volkswirtschaftlich wirkt sich diese Überbewertung durch eine auf 4,9 % gestiegene Arbeitslo-
senquote
66
 und ein Null-Wachstum des Bruttoinlandsproduktes der Schweiz aus. In einigen Bran-
chen
67
 kam es zwischenzeitlich zu Massenentlassungen
68
. Wie lange die Schweizer Volkswirtschaft 
                                                     
64
 Vgl. chf.de.fx-exchange.com/eur für 2015 
65
 Vgl. chf.de.fx-exchange.com/eur für die letzten 6 Monate (Stand 29. Mai 2016) 
66
 Vgl. www.20min.ch Schweizer Arbeitsmarkt – Arbeitslosigkeit erstmals höher als in Deutschland, 29.11.2015 sowie „Die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt Januar 2016“ des Eidgenössisches Department für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF, Staatssekre-
tariat für Wirtschaft SECO: Anstieg der Arbeitslosenzahl um 12.698 Personen von Januar 2015 auf Januar 2016 (+8,4%). 
67
 Luxusgüter, z.B. Uhren 
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dieser wirtschaftlichen Situation standhält, bleibt abzuwarten.
69.
 Das saisonbereinigte Bruttoinlands-


















Abbildung 13 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukt der Schweiz 2010 - 2015 
 
5.1.3 Ergebnis  
Die Schwankungen des Wechselkurses lassen eine fest einzukalkulierende Umrechnung zwischen 
Euro und dem Schweizer Franken nicht zu. Zur Bewertung der Kosten ist davon auszugehen, dass in 
absehbarer Zeit eine Korrektur um 10% (1 Euro = 1,10 CHF) möglicherweise anzusetzen wäre. Eine 
grundsätzliche Vorhersage ist jedoch nicht möglich.  
 
Angesichts der geringen Korrektur von 10% wird im Weiteren auf die Kursumwechslung aus Gründen 
der Wesentlichkeit verzichtet und hilfsweise von einer Wechselkursparität ausgegangen. 
 
 
                                                                                                                                                                     
68
 Vgl.www.handelszeitung.ch, Dunkle Wolken in der Schweizer Uhrenindustrie 24.11.2015, 
http://www.handelszeitung.ch/unternehmen/dunkle-wolken-ueber-der-schweizer-uhrenindustrie-925499 und S. Späth in 
www.20min.ch , Massenentlassung  bei Schwyzer Klima-Firma, http://www.20min.ch/finance/news/story/15721807  
69
 Vgl. Nicole Rütti, Neue Züricher Zeitung 10.11.2015; http://www.nzz.ch/wirtschaft/deutlich-mehr-arbeitslose-in-der-schweiz-
1.18644074  
70
 Grafik: Eidgenössisches Department für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF, Staatssekretariat für Wirtschaft SECO 
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6. Implantatversorgung und Kosten 




6.1 Phasen der Implantatversorgung 
Der Prozess der Implantatversorgung unterteilt sich abrechnungstechnisch in vier Behandlungsschrit-
te und die Abrechnung des Materialeinsatzes auf: 
6.1.1 Sofortmaßnahme (CH) - Beratung und Planung (D) 
In dieser Phase wird die Anamnese durchgeführt und mithilfe bildgebender Verfahren die Knochen-
substanz des Kiefers untersucht und bewertet.  
 




6.1.2 Implantatsetzung mit Knochenaufbau 
Um ein Implantat setzen zu können, müssen im Kiefer die Voraussetzungen dafür geschaffen werden. 
Dazu gehört, dass sichergestellt ist, dass ausreichend Knochenmasse zur Aufnahme des Implantats 
(Fundament) zur Verfügung steht. Sofern dies nicht gegeben ist, wird durch die Implantation von Ei-
genknochen oder der Einbringung von Ersatzwerkstoffen die Voraussetzung dafür geschaffen. Dann 
erst wird das Implantat eingebracht. Zum Abschluss des ambulant operativen Eingriffs erfolgt beim 







                                                     
71
 Nebenkosten, wie z. B. Reise- und Übernachtungskostens werden gesondert berücksichtigt 
72
 Quelle: www. http://www.zahnarzt-schadde.de/picts/implantate/implantate_01.jpg 
 











6.1.3 Wiedereröffnung  
Im Anschluss an den mehrmonatigen Heilungsprozess nach der Implantation muss die zum Ab-
schluss des Eingriffs temporär mit Schleimhaut geschlossene Wunde wieder soweit freigelegt werden, 
sodass das Innengewinde des Implants zur Aufnahme des Abutments
74
 gut sichtbar zur Verfügung 
steht. 
 
Abbildung 16 Freigelegtes Implantat
75
 
6.1.4 Anpassung der Implantatkrone 
Nach der Freilegung des Implantates erfolgt die Versorgung mit der Implantatkrone. Dazu wird der 
Implantataufbau in das Implantat eingeschraubt und darauf sodann die Implantatkrone aufgebracht.  
                                                     
73
 Quelle: http://www.unsere-zahnaerzte.de/fileadmin/_processed_/csm_implantate_kopf_11a474c670.jpg 
74
 Ein Abutment ist das Verbindungsteil zwischen der später sichtbaren Zahnkrone und dem Zahnwurzelersatz (engl. Stützpfei-
ler). 
75
 Quelle: http://www.dimagazin-aktuell.de/typo3temp/pics/87cd6bbed1.jpg 
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6.2 Kosten der Implantatversorgung 
Die Kalkulationsgrundlage basiert auf einem repräsentativen vorläufigen Kostenvoranschlag der Uni-
versitätskliniken für Zahnmedizin aus Basel vom 24. Februar 2014. Die Zusammenstellung der Kosten 
in Deutschland basiert auf einer anonymisierten konkreten Abrechnung der Klinik und Poliklinik für 
Mund-, und Kiefer- und Plastische Gesichtschirurgie vom 04. Dezember 2014.  
Zur Vergleichbarkeit wurden Steigerungssätze berücksichtigt, die der jeweils landesüblichen Kalkula-
tion für privat versicherte Patienten (Deutschland) oder der privaten zahnmedizinischen Zusatzversi-
cherung
77
 (Schweiz) entsprechen.  
Auf die Möglichkeit, dass der Wert des Taxpunktes grundsätzlich stark variieren kann, ist nachrichtlich 
hinzuweisen. Der Taxpunktwert (Schweiz) wird anhand verschiedener Kriterien festgelegt: Kompetenz 
des Behandelnden, Kostenstruktur der Praxis (Ausrüstung, Komfort, Wartezeiten, Mietzins, Personal, 




Der Verlag Konsumenteninfo AG
79
 hat bereits im Jahr 2001 eine Erhebung der Zahnarzttarife durch-
geführt. Bereits vor 15 Jahren lag der überwiegend abgerechnete Taxpunktwert zwischen CHF 3,10 
und CHF 3,60. Der Festlegung ist je Kanton unterschiedlich. Der mittlere Taxpunktwert lag z. B. im 
Kanton Uri bei CHF 3,05  
 Nach Angaben der Opti-Dent GmbH, einem Anbieter von Dentalleistungen im Ausland
80
 für 
Schweizer Patienten, liegt der aktuelle durchschnittliche Taxpunktwert in Zürich bei CHF 3,50 
Auf der Internetseite www.zahnarztvergleich.ch besteht die Möglichkeit, kantons- und wohnortsbezo-
gen die Konditionen des niedergelassenen Zahnarztes abzufragen. Bei stichprobenartiger Durchsicht 
der Konditionen für den Kanton Zürich bestätigt sich, dass eine Vielzahl von Zahnärzten einen Punkt-
wert von CHF 3,50 berücksichtigten Einzelne Praxen berechnen jedoch auch CHF 3,90 je Taxpunkt. 
                                                     
76
 Quelle: http://www.drnolte.de/files/seiteninhalt/implantatversorgung.jpg 
77
 Ohne Professorenzuschlag und ohne besondere Kalkulationszuschläge für zusätzliche Serviceleistungen 
78
 Höchstwert gem. SSO 
79
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Im Kanton Genf wird überschlägig ein Durchschnittswert von CHF 4,20 je Taxpunkt ausgewiesen. Im 
Kanton Uri liegt der Taxpunktwert eher zwischen CHF 3,30 und CHF 3,40.   
 Die Analyse des Taxpunktwertes zeigt, dass es innerhalb der Schweiz eine weite Spanne für 
die Kostenkalkulation
81
 gibt.  
 Für die weitere Betrachtung wird für die Schweiz ein eher konservativer Ansatz gewählt und 
ein durchschnittlicher Taxpunktwert von CHF 3,50 angenommen. 
 Für Deutschland wird der Punktwert der GOZ mit den üblichen Steigerungswerten von 2,3 für 
zahnärztliche Leistungen und 1,8 für technische Leistungen berücksichtigt. 
Die zur Behandlung und Implantation benötigten Materialien, wie z. B. das Implantat selbst, externes 
Material zum Knochenaufbau oder Anästhetika werden unter „Leistungen anderer Art“ gesondert aus-
gewiesen. 
                                                     
81
 U.a. Berücksichtigung höherer Mieten und Gehälter in Ballungszentren 
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6.2.1 Behandlungskosten in der Schweiz 
Die Umsetzung der Behandlungsschritte stellt sich abrechnungstechnisch in der Systematik des SSO 
Tarifes für die Schweiz wie folgt dar: 
 
Anzahl Position Bezeichnung TP TP Wert Preis Total CHF
Sofortmaßnahme
1 4000 Befundaufnahme bei neuem Patienten 21 3,50                    73,50               
1 4011 Aufklärung über zahnärztl. Eingriff 15 3,50                    52,50               
1 4054 Orthopantomographie 45 3,50                    157,50             
1 4059 3D Volumen-Tomographie 350,30        350,30             
Zwischensumme 633,80             
1. Phase: Implantatsetzung mit Knochenaufbau
1 4065 Infiltratsanästhesie 11 3,50                    38,50               
1 4253 Erstes Implantat inkl. Lappenbildung 192 3,50                    672,00             
1 4261 Knochenaugmentation mit Implantat 83 3,50                    290,50             
2 4290 Wund- oder Nachkontrolle 12 3,50                    84,00               
1 4291 Wundbehandlung 18 3,50                    63,00               
1 6601 Ortopantomographie nach Operation 69,50         69,50               
Zwischensumme 1.217,50          
2. Phase: Wiedereröffnen des Implantes
1 4065 Infiltratsanästhesie 11 3,50                    38,50               
1 4257 Widereröffnung Implantat 34 3,50                    119,00             
1 4258 Montage und Demontage von Hilfsteilen 23 3,50                    80,50               
1 4290 Wund- oder Nachkontrolle 12 3,50                    42,00               
1 4291 Wundbehandlung 18 3,50                    63,00               
1 4054 Orthopantomographie 45 3,50                    157,50             
Zwischensumme 500,50             
3. Phase: Versorgung mit Implantatkrone
1 4075L Zentrikregistrat 11 3,50                    38,50               
1 4080L Schnellübergang / Mittelwert 17 3,50                    59,50               
1 4255L Implantatkrone 187 3,50                    654,50             
1 4778 Nachkontrolle Kr.-Br. mit Korrektur 28 3,50                    98,00               
1 4777 Nachkontrolle Kr.-Br. ohne Korrektur 15 3,50                    52,50               
1 geschätzte Labor- / Zahntechnikerkosten 1.300,00     1.300,00          
Zwischensumme 2.203,00          
Leistungen anderer Art
1 Implantat Mat. Strautmann 544,00        544,00             
1 Strautmann - Einheilkappe / Phase 1 38,40         38,40               
1 Strautmann - Einheilkappe / Phase 2 48,65         48,65               
1 SIC Nature Graft 0,5 ml 76,85         76,85               
1 Bio Gide Membran 238,00        238,00             
2 Kühlbeutel 1,95           3,90                
Zwischensumme 949,80             
Gesamtsumme 5.504,60           
 
Tabelle 1 Behandlungskosten in der Schweiz
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6.2.1.1 Behandlungskosten in Deutschland 
Die Umsetzung der Behandlungsschritte der Systematik des SSO Tarifes stellt sich abrechnungstech-
nisch in der Systematik der GOZ in Deutschland wie folgt dar: 
 
Anzahl Position Bezeichnung Faktor Honorar 1,0 Preis Honorar €
Planung und Beratung
1 3 Eingehende Beratung mind. 10 Minuten 2,3     8,74                   20,10               
1 5 Symptombezogene Untersuchung 2,3     4,66                   10,72               
1 Z 9000
Implantatsbezogene Analyse und Vermessung des 
Alveolarfortsatzes, des angrezenden Kieferkörpers und der 
angrenzenden knöchernen Struktur sowie Schleimhaut
2,3     49,72                  114,36             
1 5370 Digitale Volumentomopraphie 1,8     116,57                209,83             
1 Z 0030 Aufstellung eines Heil- und Kostenplanes 2,3     11,25                  25,88               
Zwischensumme 380,89             
1. Phase: Implantatsetzung mit Knochenaufbau
1 Z 0100 Intraorale Leitungsanästhesie 2,3     3,94                   9,06                 
1 Z 9130 Spreizung und Spaltung von Knochensegmenten 2,3     86,61                  199,20             
1 Z 0530 Zuschlag für amb. zahnärztliche-chrir. Leistungen 2,3     123,73                284,58             
2 Z 9010 Implantatinsertion 2,3     86,89                  399,69             
1 Z 9090 Knochengewinnung und - implantation 2,3     22,50                  51,75               
1 Z 3100 Plastische Deckung i.R. einer Wundversorgung 2,3     15,19                  34,94               
1 Z 3290 Kontrolle nach chir. Eingriff 2,3     6,18                   14,21               
1 Z 3300 Nachbehandlung nach chir. Eingriff 2,3     7,32                   16,84               
1 5004 Kontroll OPG nach OP 1,8     23,31                  41,96               
Zwischensumme 1.052,23          
2. Phase: Wiedereröffnen des Implantes
1 Z 0010 Eingehende Untersuchung 2,3     5,62                   12,93               
2 Z 0090 Intraorale Infiltratsanästhesie, verzögerte Wirkung 2,3     3,37                   15,50               
1 Z 9010 Implantatinsertion 2,3     86,89                  199,85             
1 Z 3100 Plastische Deckung i.R. einer Wundversorgung 2,3     15,19                  34,94               
Zwischensumme 263,22             
3. Phase: Versorgung mit Implantatkrone
1 2200
Vollkrone nach Tangentialpräparation 
je Implantat / Zahn 2,3     74,35                  171,01             
1 5170 Abformung des Kiefers mit individuellem Löffel 2,3     14,06                  32,34               
1 9050
Entf., Wiedereins., Auswechseln v. Bauelemente,
 2-phasig 2,3     35,21                  80,98               
1 geschätzte Labor- / Zahntechnikerkosten 833,89             
Zwischensumme 1.118,22          
Leistungen anderer Art
3 Ultracain Anästhesie Ampulle 0,79           2,37                 
1 Implantat Mat. Strautmann 554,26        554,26             
1 Verschluss - Schraube 49,98         49,98               
1 Pilotbohrer 77,35         77,35               
1 Knochenfilter 33,20         33,20               
1 Bio Gide Membran 136,85        136,85             
1 Bio 0ss Spingiosagranulat 89,25         89,25               
1 Nahtmaterial Porlene 3,07           3,07                 
Zwischensumme 946,33             
Gesamtsumme 3.760,89           
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6.3 Zwischenergebnis der Kostenkalkulation - Implantat 
 
In Gegenüberstellung der einzelnen Kalkulationen ergibt sich folgende Gesamtübersicht:
82
 
Maßnahme Schweiz Leipzig Abweichung 
Sofortmaßnahme (CH) - Planung und Beratung (D)       633,80          380,89            252,91    
1. Phase: Implantatsetzung mit Knochenaufbau    1.217,50       1.052,23            165,27    
2. Phase: Wiedereröffnen des Implantes       500,50          263,22            237,28    
3. Phase: Versorgung mit Implantatkrone    2.203,00       1.118,22         1.084,78    
Leistungen anderer Art       949,80          946,33                3,47    
Gesamtsumme    5.504,60       3.760,89         1.743,71    
 
 Tabelle 3 Gegenüberstellung der Kosten 
 
Bei der Aufteilung der Behandlung der Leistungen in der Mund-, Kiefer und plastischen Gesichtschi-
rurgie und in Leistungen der Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik und Werkstoffkunde (Prothetik) zeigt 
sich, dass rd. 62 % der Abweichung aus der zur Prothetik gehörenden 3. Phase: „Versorgung mit Im-
plantatkrone“ resultiert. Der Gesamtanteil der Abweichung aus dem Leistungsspektrum der MKG Chi-
rurgie beträgt 38% und aus dem Leistungsspektrum der Prothetik 62%. 
 
Maßnahme Abweichung in %
Sofortmaßnahme (CH) - Planung und Beratung (D) 252,91           14,5%
1. Phase: Implantatsetzung mit Knochenaufbau 165,27           9,5%
2. Phase: Wiedereröffnen des Implantes 237,28           13,6%
3. Phase: Versorgung mit Implantatkrone 1.084,78        62,2%
Leistungen anderer Art 3,47                0,2%
Gesamtsumme 1.743,71         
Tabelle 4 Kostenverteilung auf die Behandlungsphasen 
 
Maßnahme Abweichung Anteil MKG Anteil Prothetik
Sofortmaßnahme (CH) - Planung und Beratung (D) 252,91        252,91       
1. Phase: Implantatsetzung mit Knochenaufbau 165,27        165,27       
2. Phase: Wiedereröffnen des Implantes 237,28        237,28       
3. Phase: Versorgung mit Implantatkrone 1.084,78     -              1.084,78            
Leistungen anderer Art 3,47            3,47           
Gesamtsumme 1.743,71     658,93       1.084,78            
38% 62%  
Tabelle 5 Kostenverteilung zwischen der MKG Chirurgie und der Prothetik 
 
 
                                                     
82
 Unter der Annahme des Wechselkursverhältnisses von 1:1 erfolgt ein direkte Gegenüberstellung der Abweichung ohne  
Kurskorrektur, vgl. 5.1.3 
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Es bestätigt sich, dass die zunächst anzunehmende Abweichungserklärung im Hinblick auf höhere 
Personalkosten in der Schweiz grundsätzlich zutrifft.  
 
 
Abbildung 18 Abweichungsanalyse der Behandlungsphasen 
 
6.4 Nebenkosten  
Die Durchführung der Implantatversorgung in der Klinik und Poliklinik für Mund-, Kiefer und plastische 
Gesichtschirurgie bedingt mehrere Vor-Ort-Termine. Unter Berücksichtigung von Erfahrungen des 
Best Practice und Auskünfte der Klinik der MKG Chirurgie werden der Kalkulation zwei Reisen ohne 
Übernachtung (Tagesreise) und eine Reise mit Übernachtung zugrunde gelegt.
83
  Die Reisen ergeben 
sich aus dem Behandlungsprozess und die Übernachtung aus der Notwendigkeit der Nachkontrolle 
der Implantatversorgung am Folgetag der Implantation. 
6.4.1 Reisekosten 
Zur Gegenüberstellung der Behandlungskosten sind die Reise- und ggf. notwendigen Übernachtungs-
kosten zusätzlich zu betrachten. Stellvertretend für die Schweizer Flugverbindungen wird ein Flug von 
Zürich nach Leipzig berücksichtigt.
84
 
6.4.1.1 Beispiel Anfang 2015 
Flug mit ETIHAD Regional 
ZRH  ab    8:40 Uhr 
LEJ an  10:15 Uhr 
LEJ an  19:55 Uhr 
ZRH  ab  21:20 Uhr          Preis 275,18 Euro  
 
                                                     
83
 Der Flugplan stellt grundsätzlich ausreichend Zeit für einen Hin- und Rückflug zwischen Zürich und Leipzig an einem Tag zur 
Verfügung. 
84
 Die Konditionen für den Flug haben während der Erstellung dieser Arbeit stark geschwankt. Es erfolgte daher eine Aktualisie-
rung der Konditionen Anfang 2016. 
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Erfolgt die Rückreise erst am Folgetag, erhöht sich der Preis um 69,00 Euro auf 344,18 Euro 
6.4.1.2 Beispiel Anfang 2016 
Flug mit Lufthansa / Swiss 
ZRH  ab    9:30  Uhr 
LEJ  an 12:20  Uhr 
LEJ ab 19:50 Uhr 
ZRH  an 21:05 Uhr       Preis 220,91Euro 
 
Beim Rückflug am Folgetag ergibt sich eine Reduzierung um 11,43 Euro auf 209,48 Euro. 
6.4.2 Hotelkosten 
Mit Ausnahme der Zeiten der starken Frequentierung der Hotels während der Messezeiten gibt es in 
Leipzig ein vielfältiges Angebot an Übernachtungsmöglichkeiten. Aufgrund der räumlichen Nähe wird 
das Hotel am Bayrischen Platz, in direkter Angrenzung zur Universitätszahnmedizin und das Mercure 
Hotel Leipzig am Johannesplatz berücksichtigt. Von beiden Hotels kann man die Universitätszahnme-
dizin in kurzer Zeit fußläufig erreichen. Für den gehobenen Anspruch wird ergänzend der Fürstenhof 
in die Kalkulationsgrundlage mit einbezogen.
85
 
Hotel am Bayrischen Platz (2 Sterne)       85 Euro
86
 
Mercure Hotel Leipzig am Johannesplatz (4 Sterne)     49 - 65 Euro 
Fürstenhof (5 Sterne)       124 - 129 Euro 
 
 
6.5 Gegenüberstellung und Bewertung 
6.5.1 Gesamtkosten  
Die Konditionen für den Flug werden auch in Zukunft schwanken. Die Preise für die Unterkunft hinge-
gen sind eher konstant. Für die weitere Kalkulation werden folgende Konditionen berücksichtigt: 
Mittelwert der Flugkosten:  248,05 Euro (H+R am gleichen Tag) 
Mittelwert der Hotelkosten:    70,50 Euro 
Auf Basis der dargestellten Kalkulationen und der Annahme der o. g. Nebenkosten und der Annahme, 
nur für die erste Reise eine Übernachtung zu benötigen
87
 ergibt sich folgende Kostenaufstellung: 
 
 
                                                     
85
 Zu berücksichtigende Taxiskosten werden auf Grund der untergeordneten Bedeutung nicht weiter berücksichtigt 
86
 Incl. Frühstück, Erhebung Anfang und Ende 2015. 
87
 Reise 2 und Reise 3 sind ohne operativem Eingriff 
 
Seite 41 von 95 
 
Behandlung in der Schweiz Behandlung in Deutschland
Zahnärztl. Kalkulation 5.504,60                            3.760,89                               
1. Reise
     Sofortmaßnahme & Phase 1 209,48                                  
Übernachtung 70,50                                    
2. Reise
     Phase 2 209,48                                  
3. Reise
     Phase 3 Krone 209,48                                  
     Phase 3 Nachkontrolle 209,48                                  
Summe 5.504,60                            4.669,31                                
Tabelle 6 Ermittlung der Gesamtkosten 
 
6.5.2 Bewertung 
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Frage der reinen Behandlungsnebenkosten in erheblichem Um-
fang von der Anzahl der zur Behandlung notwendigen Reisen abhängig ist. Bei den o.g. Annahmen 
wird deutlich, dass trotz der Reisen und einer Übernachtung noch eine Differenz von 835,29 Euro 
zwischen der Behandlung in Deutschland und der Schweiz besteht. 
Darüber hinaus sind die jeweiligen Kappungsgrenzen und Eigenbeteiligungen der Versicherungen zu 
berücksichtigen.  
Die Eigenbeteiligung von 20% bis 50% ist ebenso signifikant wie die Obergrenze der jährlich über-
nommenen Kosten einer zahnärztlichen Behandlung. Mit den Gesamtkosten von CHF 2.000 bis CHF 
4.000 kommt der Versicherte bei einer umfangreichen Zahnbehandlung sehr schnell an diese Grenze.  
Es besteht somit ein großes Interesse des Versicherten, sowohl durch den geringeren Anteil der 
Selbstbeteiligung, als auch durch die geringeren Gesamtkosten ein gutes und wirtschaftliches Ange-
bot zur zahnärztlichen Behandlung zu bekommen. 
Bei einer beispielhaften Selbstbeteiligung von 20% und einer Obergrenze von CHF 3.000 beträgt der 
vom Patienten zu bezahlende Rechnungsanteil in der Schweiz bei: 
 
Selbstbeteiligung      Obergrenze 
20% von CHF 5.504,60 = 1.100,92 CHF     5.504,62 CHF 
- 1.100,92 CHF 
- 3.000,00 CHF 
 1.403,70 CHF 
Gesamteigenbeteiligung des Patienten in der Schweiz: 
     Selbstbeteiligung      1.100,92 CHF 
     Obergrenze übersteigender Betrag    1.403,70 CHF 
2.503,62CHF 
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Auf Basis der deutschen Kalkulation ergibt sich: 
 
Selbstbeteiligung      Obergrenze 
20% von € 4.669,31 = 933,86 €       4.669,31 € 
  - 933,86 € 
-3.000,00 € 
    735,45 € 
Gesamteigenbeteiligung des Patienten in Deutschland: 
   Selbstbeteiligung            933,86 € 




Die Einsparung durch die Behandlung in Deutschland beträgt 2.503,62 CHF abzüglich 1.669,31 Euro= 
834,31 Euro bzw. CHF.
 88
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 Unter Berücksichtigung der angenommenen Wechselkursparität 
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7. Diskussion 
In der folgenden Diskussion werden Aspekte der Umsetzbarkeit der Behandlung von ausländischen 
ambulanten zahnärztlichen Patienten in der Poliklinik für Mund-, Kiefer- und plastische Gesichtschi-
rurgie am Beispiel der Schweiz betrachtet. Hierzu sollen zunächst die bestehenden Hindernisse auf-
gezeigt und sodann Lösungsmöglichkeiten dargelegt werden. 
7.1 Abrechnung 
7.1.1 Hindernis  
Die Versicherungsgesellschaften der Schweiz sehen nur die Übernahme der Kosten der zahnärztli-
chen Behandlung von Zahnärzten der Schweiz vor. Einige Gesellschaften erstatten auch die Kosten 
für Zahnärzte im ausländischen Grenzgebiet. Der Standort der Poliklinik für Mund-, Kiefer und plasti-
sche Gesichtschirurgie der Universität Leipzig zählt hierzu sicherlich nicht.  
7.1.2 Lösung  
Die allgemeinen Vertragsbedingungen sehen vor, dass den Versicherungen das Recht zugesprochen 
wird, mit einzelnen Leistungserbringern selektiv Verträge abzuschließen. Der Abschluss eines solchen 
Vertrages würde die Möglichkeit zur Abrechnung der zahnärztlichen Leistungen ermöglichen. 
Ähnlich wie Modelle zur hausärztlichen Versorgung, bis hin zum Bezug von Arzneimittel über ausge-
wählte Apotheken (in der Schweiz zum Teil üblich), könnte eine Krankenversicherung ein Versiche-
rungsprodukt entwickeln, welches die zahnmedizinische Versorgung Schweizer Versicherter in 
Deutschland regelt. Der gemeinsame Nutzen für die Versicherung als auch für den Patienten ergibt 
sich aus den geringeren Gesamtkosten der Behandlung. 
7.2 Akzeptanz 
7.2.1 Hindernis  
In der Schweiz herrscht nach Wahrnehmung des Autors eine geteilte Meinung zur Zusammenarbeit 
und zur Willkommenskultur Ausländern gegenüber. Zuletzt wurde dies anlässlich der Volksentschei-
dung vom 28. Februar 2016 deutlich, in der die rechtskonservative Schweizerische Volkspartei (SVP) 
mit rechtspopulistischen Aussagen Ängste und Vorurteile gegen Ausländer geschürt hat. Die Schweiz 
ist faktisch auf ausländische Fachkräfte angewiesen. Ohne ausländische Ärzte und Pflegekräfte käme 
es in Schweizer Spitälern zu Einschränkungen in der Leistungsbereitschaft. Auch der Tourismusbe-
reich der Schweiz ist auf ausländische Gäste angewiesen. Der durch den starken Franken verursach-
te Rückgang an Übernachtungszahlen, insbesondere auch von deutschen Gästen, führt in der 
Schweiz zu Diskussionen um die Sicherheit von Arbeitsplätzen in dieser Branche. 
Für ausländische Arbeitskräfte ist es bisweilen schwierig in der Schweiz eine Aufenthaltsgenehmi-
gung, eine Arbeitsgenehmigung oder gar eine Genehmigung zum Kauf von Immobilien zur Eigennut-
zung zu erhalten. Eine Vielzahl von Restriktionen führt dazu, dass er das Gefühl einer Duldung, als 
die einer geschätzten Zusammenarbeit mit ausländischen Fachkräften unterschwellig in der Bevölke-
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rung vorhanden ist. Diese Entwicklung ist das Ergebnis der Politik der Schweizer Regierung, welche 




 vom 6. Dezember 1992 zum 
nicht Eintritt in die EU umsetzen muss, zum andern aber die wirtschaftlichen Belange, welche dazu 
führen, dass viele europäische Regelungen durch bilaterale Verträge umgesetzt wurden. In einem 
gewissen Umfang sind somit die Regelung der EU „scheibchenweise“  in der Schweiz eingeführt wor-
den, ohne wirklich beim dem Volk eine breite Akzeptanz zu erhalten. Stellvertretend für diese Ein-
schätzung ist die Anfrage des Abgeordneten Alex Heim, Christliche Volkspartei der Schweiz, vom 10. 
Juni 2002 an den Bundesrat (Regierung) zu zitieren, in welchem dieser in der zugebilligte Freizügig-
keit eine Gefahr sieht:  
 
„Mit dem Inkrafttreten der bilateralen Verträge besteht die Gefahr, dass viele ausländische Ärzte in der 
Schweiz eine Praxis eröffnen. Gemäss einer Aussage von Frau Bundesrätin Dreifuss sei man - sofern 
sich die Situation diesbezüglich zuspitze - in der Lage, Sofortmassnahmen zu ergreifen. 
1. Warum wurde mit dem Inkrafttreten der bilateralen Verträge am 1. Juni 2002 der Vertrags-
zwang nicht aufgehoben? 
2. Warum erlässt der Bundesrat erst nach einem "signifikanten Anstieg der Gesuche für neue 
Arztpraxen" einen landesweiten, generellen Zulassungsstopp? 
3. Was versteht der Bundesrat unter einem "signifikanten Anstieg", und lassen die bilateralen 





Schweizer Bürger nehmen die Vorteile der bilateralen Verträge mit der Europäischen Union bis hin zur 
Umsatzsteuerrückvergütung beim Kauf von Waren in Deutschland sehr gerne in Anspruch. Dies zeigt, 
dass Ressentiments gegenüber Ausländern und ausländischen Dienstleistungen dann ihre Grenze 
finden, wenn der persönliche Geldbeutel der Bürgerinnen und Bürger der Schweiz direkt betroffen ist. 
Als bestes Beispiel können die Probleme der Stadt Konstanz benannt werden, die eine Vielzahl von 
Angeboten einrichten musste, um den Ansturm Schweizer Kunden auf die deutschen Geschäfte so-
wohl logistisch, als auch verkehrstechnisch überhaupt lösen zu können. Es ist somit davon auszuge-
hen, dass aufgrund des finanziellen Anreizes die Einsparungen gegenüber einer zahnärztlichen Be-
handlung in der Schweiz sehr wohl eine Chance hat, auf Akzeptanz zu stoßen. 
7.3 Bekanntheit 
7.3.1 Hindernis  
Die Möglichkeit, sich zahnärztlich in der Grenzregion behandeln zu lassen darf als allgemein bekannt 
unterstellt werden. Die Option, dies auch auf komplexere Eingriffe in Universitätszahnkliniken in 
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 50,3% Nein-Stimmen 
90
 Ständerat=Vertretung der Kantone. Abstimmung: 16 von 23 Nein 
91
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Deutschland auszuweiten, muss erst noch kommuniziert werden. Unter der Voraussetzung, die rein 
abrechnungstechnischen Formalien geregelt zu bekommen, wäre somit zu prüfen, welche Maßnah-
men eingeleitet werden können, um dieses Angebot in der Schweiz bekannt zu machen. 
7.3.2 Lösung 
Die Bekanntheit sollte sinnvollerweise durch ein Marketingkonzeption gefördert werden. Im Rahmen 
eines Exkurses möchte ich auf die Entwicklung im Bankbereich hinweisen, welche mit umgekehrter 
Zielrichtung von Schweizer Banken in Deutschland in den ersten Jahren nach der Jahrtausendwende 
in Süddeutschland
92
 umgesetzt wurde. 
 
Beispiel "Vermögenszentrum" 
Zur Etablierung Schweizer Finanzprodukte im süddeutschen Bereich haben sich Anbieter im Finanz-
bereich unter dem Begriff "Vermögenszentrum" zusammengeschlossen und eine Medienkampagne, 
primär im Radio gestartet, um Angebote von Schweizer Geldanlagemöglichkeiten publik zu machen. 
In regelmäßigen Spots hat eine sonore Schweizerdeutsch sprechende männliche Stimme darauf hin-
gewiesen, dass Interessenten zu einer Informationsveranstaltung zu einem bestimmten Datum unver-
bindlich in das renommierte Hotel „Bayerischer Hof“ nach München eingeladen würden; „völlig kosten-
los – versteht sich“. Die benutzten Slogans sprachen Ängste und Nöte von vermögenden Personen 
an, die sich um die Sicherheit ihrer Geldanlage und insbesondere der Altersversorgung Gedanken 
machten. Die „Angst“ im Alter ohne entsprechend finanzielle Absicherung dazustehen, ist auch heute 
noch Thema auf den Internetseiten des Vermögenszentrums in Deutschland und in der Schweiz. 
Durch die permanente Werbung, welche eine gewisse Ähnlichkeit zu Werbung für "Seitenbacher Müs-
li" und Wiederholung des Stichworts "Vermögenszentrum" hat, wurde eine Bekanntheit geschaffen, 
sodass das Unternehmen heute in Nürnb erg, München, Düsseldorf und Frankfurt/M. Niederlassun-
gen unterhält.  
Das Beispiel zeigt, dass die Bekanntheit eines bestimmten Dienstleistungsanbieters durch geeignete 
Marketinginstrumente realisiert werden kann. 
 
7.4 Selbstverständnis der Universitätsklinik 
7.4.1 Hindernis  
Das Universitätsklinikum Leipzig ist durch das Universitätsklinika-Gesetz
93
 seit 1999 aus der Organi-
sationsstruktur der Universität herausgelöst und nimmt im universitären Kontext auf Grund der rechtli-
chen Selbständigkeit vielfach eine Sonderstellung ein
94
. Der Betrieb des Universitätsklinikums stellt 
aus Sicht des Wissenschaftsrats (2016) eine Verantwortungsgemeinschaft zwischen Medizinischer 
Fakultät und Universitätsklinikum dar, „die für Forschung, Lehre und Krankenver-                           
                                                     
92
 Aktuelle in Nordrhein-Westfalen, Werbung im Radio WDR 4 mit dem Hinweis auf ein Beratungsangebot in Düsseldorf 
93
 Vgl. Universitätsklinika-Gesetz (UKG), a.a.0. § 1 Abs. 2 
94
 Vgl. Wissenschaftsrat (2016), a.a.O S. 64 
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sorgung Sorge trägt und dabei von vielen wechselseitigen Einflüssen gekennzeichnet ist.“
95
 Aufgrund 
dieser Sonderstellung werden Universitätsklinika im Krankenhausplan auch gesondert ausgewiesen 
und erhalten üblicherweise vom jeweiligen Bundesland einen Ausgleich für die von der Lehre und 
Forschung verursachten Mehrkosten, welche i.d.R. durch das Entgeltsystem im Krankenhaus nicht 
gedeckt sind. Diese finanziellen Möglichkeiten der Fakultäten sind jedoch limitiert.  
Die Behandlung von ausländischen Patienten im Universitätsklinikum Leipzig wird durch einen be-
währten administrativen standardisierten Prozess unterstützt. Das Universitätsklinikum betreibt keine 
besondere Akquisition für ausländische Patienten.
96
 Unbeschadet des Anspruchs auf eine exzellente 
Ausrichtung auf Lehre und Forschung ist das Universitätsklinikum jedoch auch auf eine wirtschaftliche 
Betriebsführung angewiesen, sodass Überlegungen zur Gewinnung zusätzlicher Erlöse grundsätzlich 




 hat bereits im Jahr 2004 darauf hingewiesen, dass sich die Fakultäten, und 
damit auch die Kliniken, neuen Herausforderungen stellen und überkommene Strukturen überdacht 
werden müssen. Neben dem großen Thema der Nachwuchsförderung und der Juniorprofessuren gilt 
es, „bundesweite Perspektiven für Innovations- und Exzellenzförderung zu schaffen“.
98
 Dazu gehört 
nicht nur, dass Leitungsstrukturen den Anforderungen entsprechend professionalisiert werden, son-
dern auch eine Internationalisierung durch z. B. eine „Förderung der internationalen wissenschaftli-
chen Kooperationen“ stattfindet.
99
 In den Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Weiterentwick-
lung der ambulanten Universitätsmedizin in Deutschland (2010) werden die Medizinischen Fakultäten 
aufgefordert, die „Einbindung ambulanter Patienten in die Lehre zu intensivieren und bedarfsorientiert 
umzusetzen“
100
. Für die Behandlung Schweizer Patienten könnte eine solche Zusammenarbeit mit 
einer Schweizer Universität mit einem Lehrstuhl für Zahnmedizin
101
 umgesetzt werden. Neben dem 
Austausch von wissenschaftlichem Personal und Expertise bestünde die Chance zum Aufbau eines 
internationalen Exzellenzzentrums für die Zahnmedizin und damit eine Win-Win-Situation zwischen 
den Anforderungen an die Internationalisierung und die Ökonomie. Ferner liegt es nahe, dass eine 
internationale Kooperation bei der Frage der Bewertung der Leistungsfähigkeit des Studienganges 
Zahnmedizin ein Alleinstellungsmerkmal im Wettbewerb um den Erhalt des Standortes darstellt
102
.  
Das Angebot an Schweizer Patienten könnte zur Sicherung und Stärkung der wirtschaftlichen Be-
triebsführung im Departement für Kopf- und Zahnmedizin führen.
103
 Die vorhandenen räumlichen Ka-
                                                     
95
 Wissenschaftsrat (2016), a.a.O. S. 65 
96
 Es hat sich jedoch in den letzten Jahren, zuletzt bei der Universität Freiburg gezeigt, dass besondere Angebote - Außenstelle 
der Universität Freiburg in Baden-Baden zu Akquisition insbesondere russischer Patienten - sich wirtschaftlich nur sehr schwer 
darstellen lassen; die Außenstelle wurde im Jahr 2016 geschlossen 
97
 Vgl. Wissenschaftsrat (2004),, a.a.O. S 27 ff. 
98
 Wissenschaftsrat (2004),   a.a.O. S 56. 
99
 Wissenschaftsrat (2004): a.a.O. S 58. 
100
 Wissenschaftsrat (2010), a.a.o:  S. 9 
101
 Ein Studium der Zahnmedizin kann in der Schweiz an den Universitäten in Basel, Bern, Zürich und Genf abgeschlossen 
werden, vgl. berufsberatung.ch 
102
 Vgl. Wissenschaftsrat (2005), a.a.O. S. 59, Thematik: Reduktion der 31 Fakultäten auf 25 Standorte 
103
 Vgl. Braun, G., a.a.O S. 107, damit Festlegung zum medizinischen Portfolio. 
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pazitäten der Poliklinik sind durch die verbesserten infrastrukturellen Voraussetzungen des Neubaus 
bislang noch nicht vollständig ausgelastet. So wäre es ohne die Schaffung zusätzlicher Fixkosten 
möglich, zusätzliche Patienten zu versorgen. 
 
Das Angebot an Schweizer Patienten führt abrechnungstechnisch dazu, dass diese wie Privatpatien-
ten über die Ambulanz des ärztlichen Direktors abgerechnet werden. Der Nutzen liegt somit nicht nur 
beim jeweiligen ärztlichen Direktor (und den weiter mitbehandelnden Fachabteilungen, wie z. B. der 
Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik und Werkstoffkunde), sondern auch beim Universitätsklinikum, 
welches über das Nutzungsentgelt und den Vorteilsausgleich zusätzliche Erlöse erzielen könnte. Die-
se Erlöse wiederum könnten in die Einrichtung und Ausstattung refinanziert werden, um somit eine 
nachhaltige Patientenversorgung auf höchstem medizinischem Niveau zu sichern ohne auf die limitier-
ten Investitionsmittel der öffentlichen Hand angewiesen zu sein. 
 
Der Anreiz einer solchen Kooperation für die Schweizer Poliklinik für MKG Chirurgie liegt darin, den 
Schweizer Patienten ein wirtschaftlich attraktives Angebot unterbreiten zu können, sodass gerade im 
grenznahen Bereich die Abwanderung der Patienten in das benachbarte Deutschland reduziert würde. 
Dies könnte beispielsweise dadurch geschehen, dass eine Vereinbarung getroffen wird, mit welchen 
Standards und Produkten welche Phasen oder Teilphasen für Schweizer Patienten in Deutschland 
und welche in der Schweiz erbracht werden. Hierbei könnten die abzugrenzenden Leistungspunkte 
relevant sein, die zur Ausführung in Deutschland einen großen Aufwand bei geringem Einsparpotenti-
al ausweisen. Dazu zählen z.B. die Phase 2 „Wiedereröffnung des Implantates“ oder die Nachkontrol-
len.  
7.5 Weitere Diskussion 
In den folgenden Ausführungen wird darauf eingegangen, welche zusätzlichen Faktoren im Rahmen 
der Umsetzung zu diskutieren sind:  
7.5.1 Wirtschaftlicher Anreiz 
Die vorliegende Untersuchung geht zunächst davon aus, dass die Behandlung nur einen Zahn betrifft. 
Da erfahrungsgemäß bei einem Patienten jedoch oft mehrere Implantate zugleich notwendig werden, 
lassen sich in aller Regel weitere Kostenvorteile realisieren.  
Unter Berücksichtigung der jährlichen Versicherungshöchstleistung und des prozentualen Anteils der 
Selbstbeteiligung wird beim Überschreiten des von der Versicherung zugesagten Jahreshöchstbe-
trags deutlich, dass jede Einsparung sich unmittelbar auf die wirtschaftliche Situation des Versicherten 
niederschlägt. 
Bei der Kalkulation und Gegenüberstellung der jeweils landesspezifischen Kostenaufstellung wurde 
zunächst davon ausgegangen, dass die in der Zahnmedizin allgemein üblichen Steigerungssätze der 
GOÄ zur Anwendung kommen. Während in Deutschland diese für Privatliquidationen in einem relativ 
engen Rahmen bis zum 3,5 fachen Satz geregelt sind, erlaubt das Schweizer System innerhalb des 
SSO Tarifes einen großen Spielraum zur Preisgestaltung. Zwischen dem der Kalkulation zu Grunde 
liegenden Ansatz von CHF 3,50 bis zum maximalen Wert von CHF 5,80 liegt ein Zuschlag von rd. 
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65%. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die Kalkulation des Schweizer Entgeltsys-
tems auf Basis einer Modellpraxis kalkuliert wurde. Diese Modellpraxis
104
 berücksichtigt die lokal ge-
gebenen Rahmenbedingungen und über den Gemeinkostenzuschlag auch die Kosten, wie zum Bei-
spiel für Miete für die Praxisräume und Gehälter der zahnmedizinischen Fachangestellten. Diese Zu-
schläge fallen für das bevölkerungsreiche Mittelland
105
 und die dortigen Ballungszentren
106
 höher aus 
als in den eher landwirtschaftlich geprägten Regionen, wie z.B. in den Kantonen Uri, Nidwalden, Ob-
walden, dem Wallis  oder in Graubünden. 
Demgegenüber beträgt der Steigerungssatz in Deutschland von 2,8 fach auf 3,5-fach GOZ nur 25 %. 
7.5.2 Medienpräsenz 
Die Fernsehsendung "Kassensturz" des Schweizer Fernsehens SRF ist eine sachlich berichtende 
Verbrauchersendung, die sich mit Interessen von Verbrauchern beschäftigt. Sofern sich in den Ge-
sprächen mit den Versicherten keine Möglichkeit abzeichnet, bilaterale Verträge zur Abrechnung der 
zahnmedizinischen Leistungen abzuschließen, wäre die sehr wohl seriöse und fachlich hoch kompe-
tente Berichterstattung des Schweizer Fernsehens eine von mehreren Möglichkeiten, die Schweizer 
Öffentlichkeit über die ihr entgehenden Chancen zur zahnmedizinischen Versorgung in Deutschland 
zu informieren. Über ein Exposé zum Sachverhalt könnte Kontakt mit der Redaktion aufgenommen 
werden.  
 
                                                     
104
 Vgl. Kaufhold R., Schneider M. Preisvergleich zahnärztlicher Leistungen im europäischen Kontext, a.a.O. S. 31 
105
 Region zwischen dem Jurazug und den Alpen 
106
 Z.B. Genf, Zürich, Lausanne, Basel 
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8. Innerbetriebliche Prozesse   
Vorbehaltlich der positiven Entscheidung der  Klinikdirektoren der Klinik und Poliklinik für Mund-, Kie-
fer- und Plastischen Gesichtschirurgie und der Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik und Werkstoffkun-
de zur Umsetzung der Überlegungen dieser Arbeit bietet sich zur Realisierung der in der vorliegenden 














































Abbildung 19 Umsetzungskonzeption 
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9. Zusammenfassung 
Dissertation zur Erlangung des akademischen Grades Dr. rer. med. 
 
Zur Behandlung von ausländischen ambulanten zahnärztlichen Patienten in der Poliklinik für Mund-, 
Kiefer- und Plastischen Gesichtschirurgie der Universität Leipzig am Beispiel der Schweiz 
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Die vorliegende Arbeit untersucht die Rahmenbedingungen zur Behandlung ausländischer ambulanter 
zahnärztlicher Patienten in einer deutschen Universitätszahnklinik am Beispiel der Schweizer. Es ist 
festzuhalten, dass in der Schweiz nur schwerwiegende zahnärztliche Erkrankungen zum Leistungs-
umfang der obligatorischen Krankenversicherung gehören. Zahnärztliche Leistungen sind zusätzlich 
privat zu versichern. Die Qualität der zahnmedizinischen Versorgung beider Länder ist vergleichbar. 
Angesichts der Tarife in der Schweiz stellt sich die Frage, ob die Leistungen in Deutschland nicht wirt-
schaftlicher angeboten werden können.   
 
In der Arbeit wird nachgewiesen, dass die Kosten in der Schweiz höher sind als vergleichbare Kosten 
in Deutschland. Die Diskussion zeigt, dass ein Angebot an Schweizer Patienten unter Einbeziehung 
der dortigen Krankenversicherungen möglich ist und eine Konzeption umgesetzt werden kann.  
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17. Anhang 
17.1 Auszug aus Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
 




Art. 117 Kranken- und Unfallversicherung 
1 Der Bund erlässt Vorschriften über die Kranken- und die Unfallversicherung. 
2 Er kann die Kranken- und die Unfallversicherung allgemein oder für einzelne Bevölkerungsgruppen 
obligatorisch erklären. 
 
Art. 118 Schutz der Gesundheit 
1 Der Bund trifft im Rahmen seiner Zuständigkeiten Maßnahmen zum Schutz der  
  Gesundheit. 
2 Er erlässt Vorschriften über: 
a. den Umgang mit Lebensmitteln sowie mit Heilmitteln, Betäubungsmitteln, Organismen, 
    Chemikalien und Gegenständen, welche die Gesundheit gefährden können; 
b. die Bekämpfung übertragbarer, stark verbreiteter oder bösartiger Krankheiten von  
    Menschen und Tieren; 




17.2 Auszug aus dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG) 
 
Art. 1 
1 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2005 über den Allgemeinen Teil des Sozi-
alversicherungsrechts (ATSG) sind auf die Krankenversicherung anwendbar, soweit das vorliegende 
Gesetz nicht ausdrücklich eine Abweichung vom ATSG vorsieht. 
2 Sie finden keine Anwendung in folgenden Bereichen: 
a. Zulassung und Ausschluss von Leistungserbringern (Art. 35–40 und 59); 
b. Tarife, Preise und Globalbudget (Art. 43–55); 
c. Ausrichtung der Prämienverbilligung nach den Artikeln 65, 65a und 66a sowie Beiträge 
   des Bundes an die Kantone nach Artikel 66; 
d. Streitigkeiten der Versicherer unter sich (Art. 87); 
e. Verfahren vor dem kantonalen Schiedsgericht (Art. 89). 
 
 
Seite 60 von 95 
 
Art. 3 Versicherungspflichtige Personen 
1 Jede Person mit Wohnsitz in der Schweiz muss sich innert drei Monaten nach der Wohnsitznahme 
oder der Geburt in der Schweiz für Krankenpflege versichern oder von ihrem gesetzlichen Vertreter 
beziehungsweise ihrer gesetzlichen Vertreterin versichern lassen. 
2 Der Bundesrat kann Ausnahmen von der Versicherungspflicht vorsehen, namentlich für Personen, 
die im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 des Gaststaatgesetzes vom 22. Juni 200711 mit Vorrechten, Im-
munitäten und Erleichterungen begünstigt sind.12 
3 Er kann die Versicherungspflicht auf Personen ohne Wohnsitz in der Schweiz ausdehnen, insbe-
sondere auf solche, die: 
a.13 in der Schweiz tätig sind oder dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt  
   (Art. 13 Abs. 29 TSG14) haben; 
b. im Ausland von einem Arbeitgeber mit einem Sitz in der Schweiz beschäftigt 
    werden. 
4 Die Versicherungspflicht wird sistiert für Personen, die während mehr als 60 aufeinander folgenden 
Tagen dem Bundesgesetz vom 19. Juni 199215 über die Militärversicherung 
(MVG) unterstellt sind. Der Bundesrat regelt das Verfahren.16 
 
Art. 4 Wahl des Versicherers 
1 Die versicherungspflichtigen Personen können unter den Versicherern nach Artikel 11 frei wählen. 
2 Die Versicherer müssen in ihrem örtlichen Tätigkeitsbereich jede versicherungspflichtige Person 
aufnehmen. 
 
Art. 31 Zahnärztliche Behandlungen 
1 Die obligatorische Krankenpflegeversicherung übernimmt die Kosten der zahnärztlichen Behand-
lung, wenn diese: 
a. durch eine schwere, nicht vermeidbare Erkrankung des Kausystems bedingt ist; oder 
b. durch eine schwere Allgemeinerkrankung oder ihre Folgen bedingt ist; oder 
c. zur Behandlung einer schweren Allgemeinerkrankung oder ihrer Folgen notwendig 
ist. 
2 Sie übernimmt auch die Kosten der Behandlung von Schäden des Kausystems, die durch einen 
Unfall nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b78 verursacht worden sind.  
 
Art. 32 Voraussetzungen 
1 Die Leistungen nach den Artikeln 25–31 müssen wirksam, zweckmäßig und wirtschaftlich 9sein. Die 
Wirksamkeit muss nach wissenschaftlichen Methoden nachgewiesen 
sein. 
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Art. 35 Grundsatz 
1 Zur Tätigkeit zu Lasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung sind die Leistungserbringer 
zugelassen, welche die Voraussetzungen nach den Artikeln 36– 40 erfüllen. 
2 Leistungserbringer sind: 
a. Ärzte und Ärztinnen; 
b. Apotheker und Apothekerinnen; 
c. Chiropraktikern und Chiropraktorinnen; 
d. Hebammen; 
e. Personen, die auf Anordnung oder im Auftrag eines Arztes oder einer Ärztin Leistungen erbringen, 
und Organisationen, die solche Personen beschäftigen; 
f. Laboratorien; 





m. Transport- und Rettungsunternehmen; 
n. Einrichtungen, die der ambulanten Krankenpflege durch Ärzte und Ärztinnen dienen. 
 
Art. 36 Ärzte und Ärztinnen 
1 Ärzte und Ärztinnen sind zugelassen, wenn sie das eidgenössische Diplom besitzen und über eine 
vom Bundesrat anerkannte Weiterbildung verfügen. 
2 Der Bundesrat regelt die Zulassung von Ärzten und Ärztinnen mit einem gleichwertigen wissen-
schaftlichen Befähigungsausweis. 
3 Zahnärzte und Zahnärztinnen sind für Leistungen nach Artikel 31 den Ärzten und Ärztinnen gleich-
gestellt. 
 
Art. 42 Grundsatz 
1 Haben Versicherer und Leistungserbringer nichts anderes vereinbart, so schulden die Versicherten 
den Leistungserbringern die Vergütung der Leistung. Die Versicherten haben in diesem Fall gegen-
über dem Versicherer einen Anspruch auf Rückerstattung (System des Tiers garant). In Abweichung 
von Artikel 22 Absatz 1ATSG kann dieser Anspruch dem Leistungserbringer abgetreten werden. 
2 Versicherer und Leistungserbringer können vereinbaren, dass der Versicherer die Vergütung schul-
det (System des Tiers payant). Im Falle der stationären Behandlung schuldet der Versicherer, in Ab-
weichung von Absatz 1, den auf ihn entfallenden 
Anteil an der Vergütung. 
3 Der Leistungserbringer muss dem Schuldner eine detaillierte und verständliche Rechnung zu stel-
len. Er muss ihm auch alle Angaben machen, die er benötigt, um die Berechnung der Vergütung und 
die Wirtschaftlichkeit der Leistung überprüfen zu 
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können. Im System des Tiers payant erhält die versicherte Person eine Kopie der Rechnung, die an 
den Versicherer gegangen ist. Bei stationärer Behandlung weist 
4 Die Versicherten können ihr Wahlrecht im Einvernehmen mit dem Versicherer auf Leistungserbrin-
ger beschränken, die der Versicherer im Hinblick auf eine kostengünstigere Versorgung auswählt (Art. 
62 Abs. 1 und 3). Der Versicherer muss dann 
nur die Kosten für Leistungen übernehmen, die von diesen Leistungserbringern ausgeführt oder ver-
anlasst werden; Absatz 2 gilt sinngemäß. Die gesetzlichen Pflichtleistungen sind in jedem Fall versi-
chert. 
 
Art. 64 Kostenbeteiligung 
1 Die Versicherten beteiligen sich an den Kosten der für sie erbrachten Leistungen. 
2 Diese Kostenbeteiligung besteht aus: 
a. einem festen Jahresbetrag (Franchise); und 
b. 10 Prozent der die Franchise übersteigenden Kosten (Selbstbehalt). 










Art. 18 Erkrankungen des Kausystems 
Die Versicherung übernimmt die Kosten der zahnärztlichen Behandlungen, die durch eine der folgen-
den schweren, nicht vermeidbaren Erkrankungen des Kausystems bedingt sind (Art. 31 Abs. 1 Bst. a 
KVG1). Voraussetzung ist, dass das Leiden Krankheitswert erreicht; die Behandlung ist nur so weit 
von der Versicherung zu übernehmen, wie es der Krankheitswert des Leidens notwendig macht: 
 
a.    Erkrankungen der Zähne: 
    1.        Idiopathisches internes Zahngranulom, 
    2.        Verlagerung und Überzahl von Zähnen und Zahnkeimen mit Krankheitswert  
               (z. B. Abszess, Zyste); 
 
b.    Erkrankungen des Zahnhalteapparates (Parodontopathien): 
    1.        Präpubertäre Parodontitis, 
    2.        Juvenile, progressive Parodontitis, 
    3.        Irreversible Nebenwirkungen von Medikamenten; 
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c.    Erkrankungen des Kieferknochens und der Weichteile: 
    1.        Gutartige Tumore im Kiefer- und Schleimhautbereich und tumorähnliche Veränderungen, 
    2.        Maligne Tumore im Gesichts-, Kiefer- und Halsbereich, 
    3.        Osteopathien der Kiefer, 
    4.        Zysten (ohne Zusammenhang mit Zahnelementen), 
    5.        Osteomyelitis der Kiefer; 
 
d.    Erkrankungen des Kiefergelenks und des Bewegungsapparates: 
    1.        Kiefergelenksarthrose, 
    2.        Ankylose, 
    3.        Kondylus- und Diskusluxation; 
 
e.    Erkrankungen der Kieferhöhle: 
    1.        In die Kieferhöhle dislozierter Zahn oder Zahnteil, 
    2.        Mund-Antrumfistel; 
 
f.    Dysgnathien, die zu folgenden Störungen mit Krankheitswert führen: 
    1.        Schlafapnoesyndrom, 
    2.        Schwere Störungen des Schluckens, 
    3.        Schwere Schädel-Gesichts-Asymmetrien. 
 
  Art. 18 Allgemeinerkrankungen 
Die Versicherung übernimmt die Kosten der zahnärztlichen Behandlungen, die durch eine der folgen-
den schweren Allgemeinerkrankungen oder ihre Folgen bedingt und zur Behandlung des Leidens 




a.    Erkrankungen des Blutsystems: 
    1.        Neutropenie, Agranulozytose, 
    2.        Schwere aplastische Anämie, 
    3.        Leukämien, 
    4.        Myelodysplastische Syndrome (MDS), 
    5.        Hämorraghische Diathesen; 
 
b.    Stoffwechselerkrankungen: 
    1.        Akromegalie, 
    2.        Hyperparathyreoidismus, 
    3.        Idiopathischer Hypoparathyreoidismus, 
    4.        Hypophosphatasie (genetisch bedingte Vitamin D-resistente Rachitis); 
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c.    Weitere Erkrankungen: 
    1.        Chronische Polyarthritis mit Kieferbeteiligung, 
    2.        Morbus Bechterew mit Kieferbeteiligung, 
    3.        Arthritis psoriatica mit Kieferbeteiligung, 
    4.        Papillon-Lefèvre-Syndrom, 
    5.        Sklerodermie, 
    6.        AIDS, 
    7.        Schwere psychische Erkrankungen mit konsekutiver schwerer Beeinträchtigung  
   der Kaufunktion; 
 
2 Die Versicherung übernimmt die Kosten der in Absatz 1 aufgeführten Leistungen nur auf vorgängige 





Art. 19 Zahnärztliche Behandlungen 
Die Versicherung übernimmt die Kosten der zahnärztlichen Behandlungen, die zur Unterstützung und 
Sicherstellung der ärztlichen Behandlungen notwendig sind (Art. 31 Abs. 1 Bst. c KVG3): 
 
a.    bei Herzklappenersatz, Gefässprothesenimplantation, kraniellen Shuntoperationen
110
; 
b.    bei Eingriffen mit nachfolgender langdauernder Immunsuppression; 
c.    bei Strahlentherapie oder Chemotherapie maligner Leiden; 
d.    bei Endokarditis; 
e.    bei Schlafapnoe-Syndrom. 
 
[…] 
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 Eingefügt durch Ziff. I der V vom 2. Juli 2002, in Kraft seit 1. Juli 2002 
110
 Zum Schädel hinweisende oder gehörende (Kurzschluss-) Verbindung mit Flüssigkeitsübertritt normalerweise getrennter 
Gefäße, vgl. Wikipedia.de/wiki/Shunt_(Medizin) 
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17.4 Zahnarzttarif (SSO)  
Auf Basis einer Zerro Base Budgeting Modellpraxis wurde bereits 1976 zwischen den Krankenversi-
cherungen und der Schweizerischen Zahnärzte-Gesellschaft ein Tarif mit Äquivalenzziffern unter 
kaufmännischen Rahmenbedingungen kalkuliert und vereinbart. Die Spanne der jeder Leistung zuge-
ordneten Punkte kann bei Privatpatienten praxisindividuell festgelegt werden. Die Obergrenze liegt 
hierbei bei 5,80 CHF / Punkt, bei nicht privat versicherten Patienten die die Grenze bei 3,10 CHF / 
Punkt. Der Tarif enthält keine zahntechnischen Leistungen.
111
 
                                                     
111
 vgl https://www.sso.ch/patienten/recht-und-tarif/zahnarzt-tarif.html 
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18. Unterlagen der Versicherungen 
18.1 CCS Versicherung 
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18.1.2 Zahnpflegeversicherung (AVB) 
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18.1.3 Zahnpflegeversicherung - Tarif 
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18.2 Assura  








Seite 81 von 95 
 
 
Seite 82 von 95 
 
18.2.2 Denta Plus 
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18.3 SWICA Krankenversicherung AG 
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